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Teilrevision Gesetz über die Landwirtschaft vom 26. November 2003
Bericht und Vorlage an den Kantonsrat

1. Übersicht

1.1 Gesetzesänderungen auf Bundeseben

Mit der am 12. Februar 2020 erlassenen Botschaft zur weiterentwickelten Agragpolitik ab 2022
(AP22+; BBl 2020 3955) beantragte der Bundesrat dem Parlament, die gesetzlichen Bestim-
mungen per 2022 auf die zukünftigen Herausforderungen für die Land- und Ernährungswirtschaft
und die im Nachgang der Agrarpolitik 2014–2017 (AP 14–17) noch bestehenden Ziellücken aus-
zurichten. Mit der AP22+ will der Bundesrat die agrarpolitischen Rahmenbedingungen in den Be-
reichen Markt, Betrieb und Umwelt respektive natürliche Ressourcen verbessern. Es wird darauf
abgezielt, dass die Land- und Ernährungswirtschaft die Wertschöpfung am Markt steigert, die be-
triebliche Effizienz erhöht und die Umweltbelastung sowie der Verbrauch von nicht erneuerbaren
Ressourcen weiter reduziert werden (BBl 2020 3957).

Die Bundesversammlung sistierte in der Wintersession 2020 bzw. der Frühlingssession 2021, die
Beratung zur Weiterentwicklung der AP22+, bis der Bundesrat in Beantwortung der Postulate
20.3931 «Zukünftige Ausrichtung der Agrarpolitik» vom 20. August 2020 und 21.3015 «Zu-
künftige Ausrichtung der Agrarpolitik – Ergänzung des Auftrags an den Bundesrat» vom 2. Feb-
ruar 2021 einen Bericht zur zukünftigen Ausrichtung der Agrarpolitik vorgelegt hat.

Ebenfalls in der Frühlingssession 2021 beschloss das Parlament gesetzliche Änderungen im Rah-
men der Parlamentarischen Initiative 19.475, um das Risiko beim Einsatz von Pestiziden und
Nährstoffverluste zu reduzieren. Damit setzte es gewisse Elemente der sistierten AP22+ im Be-
reich Pflanzenschutz und Nährstoffe (z. B. Absenkpfad für Risiken von Pflanzenschutzmitteln
[PSM], Absenkpfad für Nährstoffverluste, Mitteilungspflicht für PSM und Nährstofflieferungen)
auf Gesetzesstufe bereits um und schuf gleichzeitig einen Rahmen, in dem die Branche selbst-
verantwortlich eigene Massnahmen ergreifen kann. Die Referendumsfrist lief am 8. Juli 2021 un-
genutzt ab. Die Änderungen des Bundesgesetzes über den Schutz vor gefährlichen Stoffen und
Zubereitungen vom 15. Dezember 2000 (ChemG, SR 813.1), des Bundesgesetzes über den
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Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR 814.20) sowie des Bundesgesetzes über
die Landwirtschaft vom 29. April 1998 (Landwirtschaftsgesetz, LwG, SR 910.1) traten gestaffelt
in Kraft (BBl 2021 665). Ein Teil der Änderungen des LwG wurde bereits am 1. Januar 2023 in
Kraft gesetzt. Die Inkraftsetzung der restlichen Änderungen des LwG folgte per 1. Januar 2024
(AS 2022 263).

Am 22. Juni 2022 präsentierte der Bundesrat in Erfüllung der Postulate 20.3931 und 21.3015
den Bericht «Zukünftige Ausrichtung der Agrarpolitik». Im Bericht wird der Weg der Land- und
Ernährungswirtschaft bis 2050 skizziert. Dabei zog der Bundesrat die gesamte Wertschöpfungs-
kette, vom Bauernbetrieb über den Zwischenhandel und die Verarbeitung bis auf den Teller mit
ein. Es ist beabsichtigt, dass die Landwirtschaft nachhaltig ist und mehr zur Ernährungssicher-
heit beitragen kann als heute. Der Bundesrat empfahl dem Parlament, die AP22+ grundsätzlich
umzusetzen, jedoch die Änderungen im Bereich der Direktzahlungen auf wichtige Massnahmen
zu fokussieren sowie auf die Anpassung des Gewässerschutzgesetzes zu verzichten und die Ände-
rungen im Bereich des Bodenrechts von der AP22+ zu entkoppeln.

Im Dezember 2022 stellte sich der Ständerat hinter die neu aufgelegte AP22+ und folgte den
vom Bundesrat empfohlenen Streichungen aus der ursprünglichen Vorlage. In der Folge geneh-
migte auch der Nationalrat wirtschaftliche und soziale Neuerungen für die Landwirtschaft (BBl
2023 1527). Zusätzlich zu den Änderungen des Landwirtschaftsgesetzes beschloss das Parla-
ment im Rahmen der AP22+, das Tierseuchengesetz vom 1. Juli 1966 (TSG, SR 916.40) mit ei-
nem neuen Zweckartikel zu versehen, welcher die aktuelle Situation und Integration der Tier-
gesundheit als unerlässlicher Bestandteil der Tierseuchenbekämpfung abbildet (BBl 2023
1528). Die Referendumsfrist lief am 5. Oktober 2023 unbenutzt ab. Gemäss Verordnungspaket
2024 erfolgt eine gestaffelte Inkraftsetzung der neuen Regelungen per 1. Januar 2025, 1. Januar
2026 und 1. Januar 2027.

1.2 Neue strategische Ausrichtung auf Kantonsebene

1.2.1 Konzept zur zukünftigen Landwirtschafts- und Ernährungspolitik im Kanton Schwyz
Der Regierungsrat erkannte mit der Beantwortung der Interpellation I 27/2019 «Anpassung kan-
tonale Strategie für die Schwyzer Landwirtschaft» (RRB Nr. 916/2019) Handlungsbedarf bei den
Strukturen sowie der Steigerung der Wertschöpfung in der Schwyzer Landwirtschaft. Er ordnete
eine Weiterentwicklung der landwirtschaftlichen Strategie 2011 an, um geeignete Massnahmen
umzusetzen, welche zu effizienten und produktiven Betriebsstrukturen in der Schwyzer Landwirt-
schaft führen.

In einem mehrstufigen Prozess, unter Einbezug einer Begleitgruppe mit Vertretern aus der Schwy-
zer Landwirtschaft, den involvierten Fachstellen, der landwirtschaftlichen Bildung sowie einer ex-
ternen Beratung, wurde anschliessend das «Konzept zur zukünftigen Landwirtschafts- und Ernäh-
rungspolitik im Kanton Schwyz» (nachfolgend: landwirtschaftliches Konzept) ausgearbeitet. Des-
sen Leitidee ist es, dass sich der Kanton Schwyz für eine wettbewerbsfähige, flächendeckende,
standortgerechte und nachhaltige Landwirtschaft einsetzt. An seiner Sitzung vom 9. März 2022
führte der Regierungsrat basierend auf dem landwirtschaftlichen Konzept eine Aussprache und
hielt fest, dass er mit den formulierten Zielen, den Schwerpunkten sowie einem Teil der Mass-
nahmen inklusive Kostenfolge einverstanden sei.

Aufgrund der verzögerten Umsetzung der Agrarpolitik auf Bundesstufe und den allenfalls damit
einhergehenden grundlegenden Richtungsänderungen entschied der Regierungsrat ausserdem,
dass jene Massnahmen, welche keine Anpassung des Gesetzes über die Landwirtschaft vom 26.
November 2003 (LG, SRSZ 312.100) erfordern, bereits vor Verabschiedung der AP22+ umge-
setzt werden sollten. Mit RRB Nr. 529/2022 wurde die Umsetzung dieser Massnahmen, welche
einzig eine Anpassung der Landwirtschaftsverordnung vom 26. Oktober 2004 (LV, SRSZ
312.111) bedurften, beschlossen und per 1. Januar 2023 in Kraft gesetzt.
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Mit RRB Nr. 597/2023 beschloss der Regierungsrat am 5. September 2023 im Rahmen der Auf-
tragserteilung zur Änderung des LG zudem über die Umsetzung der noch nicht verabschiedeten
Massnahmen des landwirtschaftlichen Konzepts.

1.2.2 Energie- und Klimaplanung 2023+ (EKP23+)
Der Kanton Schwyz hat seit 2010 ein Energiegesetz, welches mit der Energiestrategie 2013–
2020 ergänzt wurde. Dabei legte der Kanton die Grundlagen für die Energieeffizienz, den Klima-
schutz und die dafür notwendigen Massnahmen zur Reduktion der energiebedingten Emissionen
fest. Das revidierte kantonale Energiegesetz (kEnG, SRSZ 420.100) trat am 1. Mai 2022 in
Kraft.

Mit dem Aufgaben- und Finanzplan (AFP) 2022–2025 hat der Kantonsrat dem Amt für Umwelt
und Energie den Auftrag erteilt, die Energiestrategie fortzuschreiben und mit dem Themengebiet
«Klima» zu ergänzen. Am 5. Dezember 2023 verabschiedete der Regierungsrat die behördenver-
bindliche Energie- und Klimaplanung 2023+ (EKP23+).

Für den Sektor Landwirtschaft wird in der EKP23+ ein mittlerer Handlungsbedarf für den Kanton
Schwyz identifiziert, da die Treibhausgasemissionen, vor allem aufgrund der Nutztierhaltung, ei-
nen relativ hohen Anteil ausmachen würden. Es werden bereits grössere Massnahmen umgesetzt,
wie zum Beispiel die bundesrechtliche Schleppschlauchpflicht und der Sachplan Fruchtfolgeflä-
chen. Der Handlungsspielraum des Kantons im Sektor Landwirtschaft wird allerdings als klein er-
achtet, da die Vorgaben hauptsächlich auf nationaler Ebene definiert werden und der Kanton nur
bedingt die Rahmenbedingungen beeinflussen kann.

Für das Handlungsfeld «Landwirtschaft» wurden im Bereich «Energie und Klimaschutz» die fol-
genden drei Massnahmen und eine Empfehlung identifiziert:
– EK-LW-1: Umsetzung einer Energieoffensive in der Landwirtschaft
– EK-LW-2: Einrichtung einer landwirtschaftlichen Energie- und Klimaberatung
– EK-LW-3: Verankerung Energie und Klimaschutz/-anpassung in der landwirtschaftlichen Aus-

und Weiterbildung
– EK-LW-4: Optimierung Düngermanagement und finanzielle Förderung Ammoniak-Programm

(Empfehlung)

Für das Handlungsfeld «Landwirtschaft» wurden im Bereich «Anpassung an den Klimawandel»
die folgenden drei Massnahmen und eine Empfehlung identifiziert:
– KA-LW-1: Förderung standortangepasster Pflanzenbau
– KA-LW-2: Förderung schonende Bodenbearbeitung (Bodenschutz)
– KA-LW-3: Vermeidung von Hitzestress von Nutzieren durch technische Massnahmen und dem

Nutzen der Alpwirtschaft
– KA-LW-4: Vermeidung von Trittschäden auf Alpweiden (Empfehlung)

2. Ausgangslage

2.1 Änderungen des Bundesgesetzes über die Landwirtschaft

Im Zuge der Umsetzung der Parlamentarischen Initiative 19.475 beschlossen National- und
Ständerat Regelungen zu Nährstoffverlusten, zur Verminderung der Risiken durch den Einsatz von
Pflanzenschutzmittel, zu einer Mitteilungspflicht für Nährstofflieferungen und Pflanzenschutzmit-
tel sowie zu einem zentralen Informationssystem zur Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in
das Landwirtschaftsgesetz aufzunehmen.
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Darüber hinaus wurden von der Bundesversammlung im Rahmen der AP22+ unter anderem die
folgenden vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen des Landwirtschaftsgesetzes beschlossen:

– Sozialversicherungsschutz als Voraussetzung für Direktzahlungen: Die Ehefrau, der Ehemann,
die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner des Bewirtschafters oder der Bewirt-
schafterin muss, sofern sie oder er regelmässig und in beträchtlichem Masse auf dem Betrieb
mitarbeitet, über einen persönlichen Sozialversicherungsschutz verfügen (Art. 70a Abs. 1
Bst. i und Abs. 3 Bst. g nLwG).

– Direktzahlungsprogramme: Die derzeitigen Bestimmungen zu den Ressourceneffizienzbeiträ-
gen sowie den Landschaftsqualitätsbeiträgen werden aufgehoben und durch Bestimmungen zu
Beiträgen für regionale Biodiversität und Landschaftsqualität ersetzt bzw. in diese überführt.
Zur Förderung der regionalen Biodiversität und Landschaftsqualität werden projektbezogen
Beiträge ausgerichtet (Art. 73 ff. nLwG).

– Ernteversicherungen: Der Bund kann sich zur Risikoabsicherung der Landwirtschaft gegen wet-
terbedingte Ertragsschwankungen befristet finanziell an Prämien von Ernteversicherungen be-
teiligen (Art. 86b nLwG).

– Strukturverbesserung: Die Hauptziele der Strukturverbesserungen werden angepasst (Art. 87
nLwG) und die im Rahmen der Strukturverbesserungen geförderten Massnahmen, werden
zwecks verbesserter Übersicht in einem neuen Artikel zusammengefasst (Art. 87a nLwG). Der
Bund kann Investitionshilfen neu auch für die Förderung des Erwerbs landwirtschaftlicher
Grundstücke, für Massnahmen der überbetrieblichen Zusammenarbeit sowie für die Förderung
der Tiergesundheit gewähren (Art. 87a Abs. 1 Bst. d nLwG). Voraussetzung für Investitionshil-
fen ist eine erfolgreiche Wirtschaftlichkeitsprüfung (Art. 89 Abs. 1 Bst. b nLwG).

– Kompetenz- und Innovationsnetzwerke: Der Bund kann Kompetenz- und Innovationsnetzwerke
für die Pflanzen- und Tierzucht sowie Nutztiergesundheit finanziell unterstützen (Art. 120
nLwG).

– Pilot- und Demonstrationsprojekte: Die Vernetzung von Forschung, Bildung und Beratung mit
der Praxis der Land- und Ernährungswirtschaft soll stärker gefördert und Pilot- und Demonstra-
tionsprojekte sollen unterstützt werden können (Art. 118 f. nLwG).

– Massnahmen zur Bekämpfung anderer als besonders gefährlicher Schadorganismen: Der Bund
erhält die Möglichkeit, Vorschriften zum Schutz von Kulturen und Pflanzenmaterial vor be-
stimmten anderen als besonders gefährlichen Schadorganismen zu erlassen, wenn deren er-
folgreiche Bekämpfung eine Koordination auf nationaler Ebene erfordert (Art. 153a nLwG).

– Verbandbeschwerde: Die Parteistellung beschwerdeberechtigter Organisationen nach Art. 12
Abs. 1 Bst. b des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 (NHG,
SR 451) in Verfahren betreffend Pflanzenschutzmittel wurde gesetzlich verankert (Art. 160b
nLwG).

2.2 Kantonaler Revisionsbedarf

Soweit der Vollzug der Landwirtschaftsgesetzgebung nicht dem Bund zugewiesen ist, obliegt er
den Kantonen (Art. 178 Abs. 1 LwG). Die Kantone erlassen die notwendigen Ausführungsbestim-
mungen und bringen sie dem Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung (WBF) zur Kenntnis (Art. 178 Abs. 2 LwG). Angesichts der erfolgten Änderungen in der
Landwirtschaftsgesetzgebung des Bundes ist eine Teilrevision des LG im Rahmen des kantonalen
Vollzugs unumgänglich.

Zu berücksichtigen ist auch das landwirtschaftliche Konzept vom März 2022 sowie die EKP23+.
Dies vor dem Hintergrund, dass verschiedene dort vorgesehene Massnahmen zu ihrer Umsetzung
die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage bedürfen.

3. Revisionsziele und Grundzüge der Vorlage
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Verschiedene der mit der AP22+ modifizierten Bundesbeiträge setzen eine Mitfinanzierung durch
die Kantone voraus (Kofinanzierung). Dies betrifft namentlich die Biodiversitätsbeiträge (Art. 73
ff. nLwG) sowie Beiträge an Strukturverbesserungsmassnahmen (Art. 78, 87 f. und Art 93 ff.
nLwG). Zur Sicherstellung dieser Kofinanzierungen sind die kantonalen Rechtsgrundlagen, insbe-
sondere in §§ 12 f. und 16 nLG, zu ergänzen bzw. anzupassen. Änderungen ergeben sich auch
im Zusammenhang mit den bundesrechtlichen Anpassungen in Art. 6a und 6b nLwG betreffend
die Nährstoffverluste und den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (§ 11 nLG); in Art. 164a ff.
nLwG zur Mitteilungspflicht für Nährstofflieferungen und zum zentralen Informationssystem zur
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln (§ 11a nLG). Auch die Änderungen in Art. 156 Abs. 1
nLwG betreffend die Abfindung von Schäden im Zusammenhang mit Massnahmen zur Bekämp-
fung besonders gefährlicher Schadorganismen erfordern eine Anpassung der kantonalen gesetzli-
chen Grundlagen (§ 11 nLG).

Im Rahmen der Umsetzung des landwirtschaftlichen Konzepts sowie der EKP23+, gilt es die not-
wendigen rechtlichen Grundlagen für die geplanten Massnahmen in den folgenden Bereichen zu
schaffen: Befähigung der Betriebsleiter (§ 21a nLG), Struktur- und Einkommensentwicklung,
Wertschöpfung (§ 6 nLG), Förderung naturnaher und ressourcenschonender Produktionssysteme
(§ 6 nLG) sowie Klimaschutz und Klimaanpassung (§ 6 nLG).

Darüber hinaus befasst sich die Revisionsvorlage mit der gesetzlichen Verankerung der Amtshilfe
zwischen den Behörden des Kantons und der Gemeinden im Allgemeinen sowie von der Steuer-
verwaltung und den kantonalen Justizbehörden an das Amt für Landwirtschaft im Besonderen (§§
32a uns 32b nLG). Aufgenommen werden auch Änderungen betreffend die Verwaltungsgerichts-
beschwerde im Bodenrecht (§ 24 nLG) sowie betreffend die Aufhebung des Gesetzes über die
Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berggebieten vom 13. Mai 1981 (GVWB, SRSZ 390.300;
§ 38a und 39 Bst. e nLG).

4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

Text für Sachverhalt (mit F11 weiter zur nächsten Textmarke)

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

§ 1 Abs. 1

Bereits im landwirtschaftlichen Konzept wurde hinsichtlich der Umwelt, der Ressourcen und des
Klimas festgehalten, dass der Kanton Schwyz dafür sorgen soll, dass die an eine standortange-
passte und ressourceneffiziente Produktion gekoppelten ökologischen Leistungen der Landwirt-
schaft erbracht und auf dem heutigen Niveau gehalten werden müssen. Im Rahmen des Mass-
nahmenpakets «Förderung naturnaher und ressourcenschonender Produktionssysteme» wurde
diesbezüglich unter anderem definiert, dass Bewirtschaftungs- und Produktionssysteme, welche
einen Beitrag zur Erreichung der Umweltziele Landwirtschaft und der Klimaziele leisten, gestärkt
werden sollen.

Auch die «Klimastrategie Landwirtschaft und Ernährung 2050: Verminderung von Treibhaus-
gasemissionen und Anpassung an die Folgen des Klimawandels für ein nachhaltiges Schweizer
Ernährungssystem» des Bundesamtes für Landwirtschaft vom September 2023 zeigt den Hand-
lungsbedarf auf. Die Folgen des Klimawandels sind im Landwirtschaftssektor spürbar und beein-
flussen die Produktion und somit auch die Versorgungsicherheit der Schweiz. Die Klimaänderung
verlangt eine Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Produktionssysteme.
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Aufgrund der komplexen Interaktionen im landwirtschaftlichen Produktionsumfeld ist das Klima-
ziel übergeordnet einzustufen. Vor diesem Hintergrund muss die Thematik der Nachhaltigkeit so-
wie des Klimaschutzes und -anpassung im Zweckartikel des LG ergänzt werden.

§ 6 Abs. 1

Davon ausgehend, dass die strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft sowie jene der Wert-
schöpfung im Vergleich mit anderen Kantonen im Kanton Schwyz langsamer verlaufen, wurde im
landwirtschaftlichen Konzept die Umsetzung der Massnahmen M 3.1 und M 3.3 – M 3.5 emp-
fohlen. Diese dem strategischen Schwerpunkt «Wertschöpfung» zugehörigen Massnahmen sehen
im Wesentlichen vor, dass der Kanton zur Erhaltung und Erhöhung der Wertschöpfung der Land-
und Ernährungswirtschaft die regionale Verarbeitung sowie Vermarktung weiter stärkt.

Mit RRB Nr. 597/2023 beauftragte der Regierungsrat das Volkswirtschaftsdepartement zu prü-
fen, ob die Umsetzung jener Massnahmen einer Ergänzung von § 6 LG oder einer sonstigen An-
passung des LG bedarf.

§ 6 LG bietet die gesetzliche Grundlage für kantonale Beiträge zur Unterstützung innovativer Pro-
jekte, welche die Wettbewerbsfähigkeit in der Landwirtschaft steigern. Die Aufnahme von § 6 ins
LG erfolgte vor dem Hintergrund des siebten Landwirtschaftsberichts des Bundesrates im Jahr
1999 und der AP 2002 des Bundes (siehe dazu RRB Nr. 1088/2002). Mit der Förderung innova-
tiver Projekte strebte der Kanton damals an, neue Methoden der landwirtschaftlichen Produktion
und Vermarktung zu fördern. Die Beitragsgewährung kann beispielsweise im Zusammenhang mit
der Entwicklung und Einführung neuer Produkte erfolgen (RRB Nr. 1088/2002, S. 14).

Im Rahmen der Umsetzung der Massnahmen zum strategischen Schwerpunkt «Wertschöpfung»
des landwirtschaftlichen Konzepts soll sichergestellt sein, dass kantonale Wertschöpfungsinitiati-
ven und die Ausarbeitung diesbezüglicher Vorprojekte finanziell unterstützt werden. Gefördert
werden sollen Projekte und Massnahmen in den Bereichen Produktion, Verarbeitung, Vermark-
tung, Diversifizierung oder Aufwertung der Region. Der Kanton soll sich zukünftig im Umfang von
maximal 30 % an Wertschöpfungsinitiativen und diesbezüglichen Vorabklärungen beteiligen kön-
nen. Eine Erhöhung der Wertschöpfung kann damit einhergehen, dass ein Landwirtschaftsbetrieb
effizienter arbeitet, qualitativ hochwertigere Produkte oder Dienstleistungen anbietet und somit
seine Wettbewerbsfähigkeit verbessert. Dies ist denn auch Voraussetzung für die geplanten För-
derbeiträge.

Die Zielsetzung der Massnahmen des landwirtschaftlichen Konzepts stimmen mit der Stossrich-
tung und dem Regelungsumfang von § 6 LG überein, weshalb die Schaffung einer zusätzlichen
gesetzlichen Grundlage für die Umsetzung der angeführten Massnahmen M 3.3 – M 3.5 nicht er-
forderlich ist.

Ausgenommen davon ist die Umsetzung der Massnahme M 3.1 betreffend die Ausrichtung von
ergänzenden kantonalen Beiträgen an die Vorabklärungen für Projekte regionaler Entwicklung
(PRE). Die Umsetzung dieser Massnahme bedarf einer eigenen gesetzlichen Regelung (§ 20a
nLG). Dies vor dem Hintergrund, dass es sich im Gegensatz zu den Beiträgen nach § 6 LG einer-
seits um eine Zusatzfinanzierung zu den Bundesbeiträgen handelt. Andererseits soll die Beitrags-
höhe nicht wie in § 6 LG höchstens 30 % der anrechenbaren Kosten, sondern – inklusive des
Bundesbeitrags – höchstens 50 % der Kosten für die Vorabklärung betragen.

Es wird erwartet, dass jährlich drei Projektträger im Rahmen einer Wertschöpfungsinitiative um
kantonale Unterstützung ersuchen. Pro Gesuch wird mit Projektkosten in der Höhe von rund
Fr. 133 000.-- gerechnet. Bei einer Kostenbeteiligung von 30 % ergibt dies einen kantonalen
Beitrag von rund Fr. 40 000.-- pro Projekt. Die Umsetzung der Massnahmen M 3.3 – 3.5 des
landwirtschaftlichen Konzepts bzw. die zukünftige Förderung von Wertschöpfungsinitiativen geht
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damit jährlich mit einem Aufwand von maximal Fr. 120 000.-- einher. Zu berücksichtigen ist da-
bei, dass die gesetzliche Grundlage für diese Ausgaben in § 6 LG bereits besteht. Dessen Abs. 1
wird lediglich dahingehend ergänzt, als dass Beiträge gestützt auf § 6 Abs. 1 nLG zukünftig nur
ausgerichtet werden können, wenn im Rahmen des Voranschlags die notwendigen Mittel verfüg-
bar sind. Damit wird garantiert, dass die Ausrichtung von Leistungen gestützt auf § 6 Abs. 1 LG
mit den verfügbaren finanziellen Ressourcen im Einklang steht. Um sicherzustellen, dass der
Kanton gestützt auf § 6 Abs. 1 nLG zukünftig nur Leistungen ausrichtet, wenn keine anderweiti-
gen Hilfen zur Verfügung stehen, wird in § 6 Abs. 1 nLG zudem dahingehend ergänzt, dass die
Beiträge lediglich subsidiär ausgerichtet werden. Dies soll verhindern, dass Gesuchstellende von
einer doppelten Finanzierung profitieren können, beispielsweise indem sie für ein Projekt oder
eine Massnahme sowohl Strukturverbesserungsbeiträge als auch einen Beitrag gestützt auf § 6 LG
erhalten.

§ 10 Abs. 2 und 3 (neu)

Abs. 2
Die klimatischen Veränderungen sorgen für einen erhöhten Druck auf den Pflanzenbestand. Für
die Erhaltung eines artenreichen Ökosystems in der Kulturlandschaft ist neben der korrekten Be-
wirtschaftung inklusive Weidemangement die Bekämpfung von Unkraut, Verbuschung und Ver-
gandung auf Alpen von zentraler Bedeutung. Ebenso ist dies eine wichtige Voraussetzung zur Er-
haltung der Weide- und Futterqualität. Von Seiten des Bundes wird im Rahmen der Direktzah-
lungsvorschriften gefordert, dass für die Sömmerung und im Sömmerungsgebiet gewisse Prob-
lempflanzen zu bekämpfen sind und deren Ausbreitung zu verhindern ist (Art. 32 Abs. 1 Verord-
nung über die Direktzahlungen an die Landwirtschaft vom 23. Oktober 2013 [DZV, SR 910.13]).
Die Bekämpfung solcher Problempflanzen kann mechanisch, biologisch oder durch den Einsatz
von Pflanzenschutzmittel erfolgen. Für Letzteres ist im Rahmen des ökologischen Leistungsnach-
weises (ÖLN) in der Regel eine kantonale Sonderbewilligung erforderlich. In Umsetzung der Mas-
snahme M 4.2 des landwirtschaftlichen Konzepts fördert der Kanton neu die mechanische Be-
kämpfung und setzt sich damit dafür ein, dass weniger Sonderbewilligungen für den Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln ausgestellt werden müssen. Die mechanische Bekämpfung von Unkräu-
tern, Verbuschung und Vergandung verursacht einen hohen Arbeitsaufwand, ist aber auf Alpen,
welche auf eine naturnahe Bewirtschaftung setzen, notwendig, um auf den Einsatz von Pflanzen-
schutzmittel zu verzichten.

Die beitragsberechtigten Bekämpfungsmassnahmen können sich sowohl gegen Unkraut als auch
gegen Verbuschung und Vergandung richten. Nicht finanziert werden soll der ordentliche Unter-
halt. Vor diesem Hintergrund wurde in der Überschrift und in Abs. 1 der Begriff der «herbizidlose
Massnahmen» eingeführt. Darunter fallen Massnahmen zur Bekämpfung von Unkraut (bspw. Al-
penblacke, Weisser Germer, Binsen, Alpenkreuzkraut, Adlerfarn), Verbuschung (bsp. Grünerle,
Zwergsträucher) und Vergandung.

Die Förderung herbizidloser Sanierungsmassnahmen auf Alpen entspricht dem Ziel einer umwelt-
schonenden Alpwirtschaft. Mit der gesetzlichen Verankerung eines Unterstützungsbeitrags an her-
bizidlose Sanierungsmassnahmen setzt der Kanton zudem ein wichtiges Zeichen für eine be-
wusste Produktion und die Wertschätzung der damit einhergehenden Mehraufwände.

In Bst. a bis e werden die Voraussetzungen für die Gewährung von Beiträgen geregelt. Die Mass-
nahmen erfolgen im Rahmen einer Sanierung von Pflanzenbeständen. Die Beitragsleistung soll
zudem nicht dazu dienen, den ordentlichen Unterhalt zu finanzieren. Weiter wird vorausgesetzt,
dass bei einer amtlichen Kontrolle ein Mangel festgestellt wurde und dieser nicht selbstverschul-
det oder auf unsachgemässe Bewirtschaftung zurückzuführen. Kein Selbstverschulden im Sinne
von § 10 Abs. 2 nLG liegt in der Regel vor, wenn der Mangel bei einem Eigentums- oder Pacht-
wechsel durch den Vorgänger verursacht worden ist. Die geplanten Massnahmen müssen zudem
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erfolgsversprechend sein. Hat sich beispielsweise in der Vergangenheit gezeigt, dass eine Mass-
nahme keine Wirkung zeigt, ist die Ausrichtung weiterer Beitragsleistungen ausgeschlossen. So-
mit müssen sich der Pflanzenbestand bzw. das Unkraut für die geplanten Massnahmen eignen
und einen Schwellenwert überschreiten, bei welchem eine Unterstützung der Bekämpfung not-
wendig wird.

Abs. 3
Der Kanton entschädigt maximal 70 % der anrechenbaren Kosten, womit die betroffenen Be-
triebe zu mindestens 30 % selbst für die herbizidlose Unkrautbekämpfung aufkommen müssen.

Es ist von jährlich fünf Gesuchen für die Beiträge an herbizidlose Sanierungsmassnahmen auszu-
gehen. Mit einer durchschnittlich zu bearbeitenden Fläche von zwei Hektaren pro Gesuch werden
die Kosten pro Gesuch auf rund Fr. 5000.-- geschätzt. Somit dürften die jährlichen Kosten für
die Entschädigungen gemäss § 10 Abs. 2 und 3 nLG bei Fr. 25 000.-- liegen.

Der Regierungsrat regelt die anrechenbaren Kosten und den zeitlichen Rahmen. Zu denken ist
dabei insbesondere an die Kosten für Personal sowie die eingesetzten Maschinen. Kriterien kön-
nen auch der Umfang der betroffenen Flächen, das Ausmass der Problempflanzen und die Mög-
lichkeiten der mechanischen Bekämpfung sein. Er kann die Beitragsgewährung von Auflagen und
Bedingungen abhängig machen.

§ 11 Abs. 2, 3 und 4 (neu)

Abs. 2
Auf Bundesebene werden nicht sämtliche Schadorganismen reguliert, die für den Schutz der
Schwyzer Landwirtschaft von Bedeutung sind. So gibt es Schadorganismen, welche vom Bund
nicht (mehr) geregelt werden (beispielsweise Engerlinge oder Erdmandelgras), weil sie sich zum
Beispiel trotz amtlicher Massnahmen in gewissen Teilen der Schweiz bereits weit verbreitet ha-
ben. Hat sich ein solcher Organismus im Kanton Schwyz noch nicht verbreitet, fehlt aktuell eine
ausdrückliche gesetzliche Grundlage zur Anordnung behördlicher Massnahmen, um die Ein-
schleppung oder Verbreitung der in Frage stehenden Organismen im Kanton Schwyz zu verhin-
dern oder zu verzögern. § 11 Abs. 2 nLG schafft die gesetzliche Grundlage, dass der Regierungs-
rat entsprechende Regelungen auf Verordnungsstufe erlassen kann. Dies erfolgt im Rahmen der
in Art. 104 Abs. 3 der Verordnung über den Schutz von Pflanzen vor besonders gefährlichen
Schadorganismen vom 31. Oktober 2018 (SR 916.20, PGesV) vorgesehenen Gesetzgebungskom-
petenz der Kantone.

Abs. 3
Die behördliche Anordnung von Massnahmen im Pflanzenschutz kann zur Folge haben, dass Be-
triebe zum Wohl der Gesellschaft und der Landwirtschaft in ihren unternehmerischen Tätigkeiten
erheblich eingeschränkt und mit Vernichtung oder Wertverringerung von Pflanzen und sonstigen
Mehraufwendung konfrontiert werden. Sofern sich der betroffene Betrieb an die angeordneten
Vorgaben hält, soll er die damit einhergehenden Aufwendungen nicht alleine tragen müssen.

Der Bund entschädigt dem Kanton gemäss Art. 155 LwG in der Regel 50 %, in ausserordentli-
chen Situationen bis zu 75 %, der anerkannten Kosten der Kantone für die Durchführung der
Pflanzenschutz-Bekämpfungsmassnahmen nach Art. 153 LwG. Die Entschädigung der Eigentü-
mer erfolgt gestützt auf Art. 156 LwG durch den Bund oder § 11 Abs. 2 LG durch den Kanton,
abhängig davon, wer die Massnahmen angeordnet hat. Die bisherige Regelung in § 11 Abs. 2 LG
orientierte sich am Wortlaut von Art. 156 LwG. Im Rahmen der AP22+ wird auf Bundesebene die
Möglichkeit, Abfindungen im Zusammenhang mit Pflanzenschutzmassnahmen auszurichten, auf
diejenigen Schäden beschränkt, die durch Massnahmen gegen besonders gefährliche Schadorga-
nismen entstanden sind. Dies vor dem Hintergrund, dass neu eine Regelung zu Massnahmen zur
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Bekämpfung anderer als besonders gefährlicher Schadorganismen in Art. 153a nLwG aufgenom-
men wurde. Für Schäden, welche durch solche Massnahmen entstehen, können keine Abfindun-
gen bezahlt werden (Art. 156 Abs. 1 nLwG, BBl 2020 4096).

Entschädigt werden können zukünftig sowohl behördlich gestützt auf Art. 153 LwG angeordnete
Massnahmen gegen die besonders gefährlichen Schadorganismen nach Bundesdefinition als auch
behördlich gestützt auf § 11 Abs. 2nLG angeordnete Massnahmen zur Abwehr von weiteren
Pflanzen-Schadorganismen, welche für die Schwyzer Landwirtschaft gefährlich sein können. Ana-
log dem Bundesrecht werden zukünftig Massnahmen zur Bekämpfung anderer als besonders ge-
fährlicher Schadorganismen, die gestützt auf Art. 153a nLwG erlassen werden, nicht entschädigt.

Entschädigungen können für die unmittelbaren Folgen bzw. Schäden der behördlich angeordne-
ten Massnahmen ausgerichtet werden. Dazu zählen nicht nur die Kosten für die Vernichtung oder
Wertverringerung von Pflanzen oder Gegenständen, sondern auch die entstehenden Kosten für
personelle Aufwände zur Umsetzung der angeordneten Massnahmen, für Materialien, welche für
gewisse Massnahmen benötigt werden oder für Pflanzen, welche beseitigt werden müssen. Nicht
entschädigt werden hingegen allfällige mittelbar entstehende Folgeschäden, wie beispielsweise
aufgrund behördlich angeordneter Anbaubeschränkungen für Folgekulturen. Dies entspricht der
aktuellen Praxis des Bundes und des Kantons.

In Anlehnung an das Bundesrecht ist in § 11 Abs. 3 nLG neu festgehalten, dass Entschädigun-
gen nach Billigkeit ausgerichtet werden. Bis anhin war die Rede von einer «angemessenen» Ent-
schädigung. Die kantonale Regelung orientiert sich diesbezüglich an der «Billigkeitshaftung»
nach Art. 156 Abs. 1 nLwG. Die Regelung wird so verstanden, dass der Staat lediglich den Anteil
des Schadens entschädigt, dessen Tragung dem geschädigten Betrieb nicht zumutbar ist. Dies
trifft in der Regel nicht zu, wenn die Waren privaten, nicht gewerblichen Zwecken dienten (bei-
spielsweise Pflanzen im Ziergarten). Was im Einzelfall zumutbar ist und was nicht, ist jeweils si-
tuationsbezogen zu beurteilen. Unter «Billigkeit» wird allgemein eine gerechte oder angemessene
Anwendung gesetzlicher Bestimmungen im Einzelfall verstanden. Individuelle Umstände sollen in
der Rechtsanwendung durch die zuständige Behörde in Betracht gezogen werden, um die gesetz-
lichen Bestimmungen von Fall zu Fall gerecht und verhältnismässig anzuwenden. Anhaltspunkte
zur Bemessung der Abfindung finden sich in Anhang 1 der Richtlinie Nr. 10 des Bundesamts für
Landwirtschaft (BLW), welche zur Berechnung der Entschädigung analog Anwendung finden soll.

Die finanziellen Auswirkungen dieser Massnahmen lassen sich nur schwer beziffern und sind ab-
hängig von der Häufigkeit sowie dem Umfang der Ausbreitung eines (besonders) gefährlichen
Schadorganismus. Die Erfahrung aus der inner- und ausserkantonalen Praxis der letzten Jahre
zeigt, dass die Kosten pro Ereignis zwischen Fr. 150 000.-- und Fr. 200 000.-- liegen, wobei Ab-
weichungen nach unten oder oben nicht ausgeschlossen werden können. Je nach Art des Schad-
organismus und dessen Auftretenshäufigkeit übernimmt der Bund 75 % (bei erstmaligem Auftre-
ten und hoher Verbreitungsgefahr) oder 50 % dieser Kosten (Art. 156 Abs. 3 LwG i. V. m. Art. 97
PGesV), womit der Kanton (wie bis anhin) die restlichen 25 % oder 50 % der nach Billigkeit aus-
gerichteten Entschädigung tragen wird. Dem betroffenen Betrieb verbleiben im Rahmen der Bil-
ligkeitshaftung die nicht entschädigten, ihm zumutbaren Kosten. Zu berücksichtigen ist dabei,
dass bereits heute in § 11 Abs. 2 LG eine gesetzliche Grundlage für die Entschädigung behörd-
lich angeordneter Pflanzenschutzmassnahmen besteht. Die vorgenommenen Anpassungen ans
Bundesrecht haben mithin keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen auf den Kanton. Eine
Ausweitung der bestehenden Regelung erfolgt nur betreffend die zukünftige Möglichkeit, dass
auch rein kantonale Massnahmen nach § 11 Abs. 2 nLG entschädigt werden können. Diesbezüg-
lich werden Mehrkosten in der Höhe von Fr. 20 000.-- erwartet.

Eine Entschädigung gemäss § 11 Abs. 3 nLG wird subsidiär und nur ausgerichtet, sofern der
Schaden nicht versicherbar war. Mit dieser Regelung wird sichergestellt, dass Schäden nicht dop-
pelt entschädigt werden, beispielweise wenn die Entschädigung direkt über den Bund erfolgte, da
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das BLW die Bekämpfungsmassnahmen angeordnet hat (Art. 156 Abs. 2 Bst. a LwG), der einge-
tretene Schaden durch eine Versicherung gedeckt wird, respektive bei zugekauften Waren durch
den Verkäufer (aufgrund Sachmängelhaftung respektive der Haftung für Mangelfolgeschäden).
Eine Leistung des Kantons wird hingegen durch das Subsidiaritätsprinzip nicht ausgeschlossen,
wenn die an einen Eigentümer ausgerichtete Entschädigung gestützt auf Art. 155 oder Art. 156
Abs. 3 LwG durch den Kanton vom Bund anteilsmässig zurückgefordert werden kann.

Mit der neuen Einschränkung, dass nur Schäden entschädigt werden, die sich nicht versichern
lassen, wird ein Anreiz für die Bewirtschafter geschaffen, die versicherbaren Schäden zu versi-
chern. Zusätzlich wird damit der Billigkeitshaftung Rechnung getragen. Waren nicht sämtliche
Kosten versicherbar oder kommt die Versicherung nur für einen Teil des Schadens auf, ist im
Rahmen der Billigkeitshaftung zu prüfen, ob der Kanton einen Teil der restlichen Kosten entschä-
digt. Betriebe, welche keine Versicherung abgeschlossen haben, sollen dabei gegenüber von Be-
trieben, die eine Versicherung abgeschlossen haben, nicht bevorteilt werden.

Abs. 4 (neu)
Der Regierungsrat wird ermächtigt, die Kriterien für die Bemessung und die Höhe der Entschädi-
gungen nach § 11 Abs. 3 nLG festzulegen. Bei Entschädigungen für Massnahmen bei Quarantä-
neorganismen wird sich der Regierungsrat dabei an der Richtlinie Nr. 10 des BLW zu den Bun-
desbeiträgen orientieren. Die Anwendung dieser Richtlinie stellt sicher, dass die gesetzlich vorge-
sehenen Bundesbeiträge ausgelöst und damit ein Teil der kantonalen Ausgaben vom Bund zu-
rückgefordert werden können.

§ 11a (neu)

Abs. 1
Als Folge der Parlamentarischen Initiative 19.475 «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden redu-
zieren» sind seit dem 1. Januar 2024 der Verkauf und die Weitergabe von Pflanzenschutzmitteln,
Dünger und Kraftfutter über ein zentrales Informationssystem zu erfassen (Art. 164a ff LwG).
Dies gilt auch für Landwirte, die Betriebsmittel weitergeben. Das BLW betreibt ein entsprechen-
des Informationssystem zur Erfassung von Nährstoffverschiebungen in der Landwirtschaft
(Art. 165f LwG, «digiFLUX»). Die Informationen zum Verkauf und der Weitergabe von Pflanzen-
schutzmitteln, Dünger und Kraftfutter sind sowohl vom Handel als auch den Anwendern zukünftig
über «digiFLUX» zu erfassen. Der Bund stellt das System digiFLUX ab 1. Januar 2026 zur Erfas-
sung des Handels von Pflanzenschutzmitteln, Dünger und Kraftfutter und ab 1. Januar 2027 für
die Einführungsphase mit vereinfachter Mitteilungspflicht für die berufliche Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln zur Verfügung. Zusätzlich zu den genannten Pflichtinformationen können
in digiFLUX auch Daten digital erfasst werden, welche nicht von der in Art. 164a LwG vorgesehe-
nen Mitteilungspflicht erfasst sind, beispielweise Informationen zum Einsatz von Raufutter. Zur
Berechnung der Nährstoffbilanz im Bereich der Direktzahlungen wird digiFLUX das bestehende
System HODUFLU ersetzen.

Zum Erhalt von Direktzahlungen müssen Landwirte dem Amt für Landwirtschaft zur Berechnung
ihrer Nährstoffbilanz (Suisse-Bilanz, Art. 13 DZV) im Rahmen des ökologischen Leistungsnach-
weises, neben den nach Art. 164a ff. LwG mitteilungspflichtigen Nährstoffverschiebungen, auch
Raufutterlieferungen melden. Da diese von der in Art. 164 ff. LwG vorgesehenen digitalen Mittei-
lungspflicht ausgeschlossen sind, besteht die Gefahr, dass es auf kantonaler Stufe bei der Be-
schaffung der Daten für die Nährstoffbilanz bzw. bei der Berechnung der Suisse-Bilanz zu einem
Medienbruch kommt. Es ist möglich, dass sämtliche notwendigen Daten, ausgenommen der In-
formationen zum Raufutter, digital und nur die Raufutterangaben in Papierform geliefert werden.
Dies gilt es zur Verminderung des administrativen Aufwands und zur Vereinfachung der Abläufe
für alle Beteiligten zu verhindern. Ein solcher Medienbruch ist denn auch nicht im Sinne der Di-
gitalisierungsstrategie des Kantons.
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Im Rahmen der vorliegenden Revision wird deshalb eine kantonale, digitale Mitteilungspflicht be-
treffend Raufutter eingeführt. Zukünftig sollen alle nährstoffbilanzpflichtigen Landwirte dem Kan-
ton die Angaben zum Raufutter in elektronischer Form übermitteln. Die Landwirte sind sich be-
reits gewohnt, verschiedene Meldungen elektronisch zu erfassen, weshalb die elektronische Form
keine zusätzliche Hürde darstellt. Da bereits heute 80–90 % der Gesuche dem Amt für Landwirt-
schaft elektronisch per E-Mail mitgeteilt werden, ist vielmehr davon auszugehen, dass die in
§ 11a nLG vorgesehene elektronische Mitteilungspflicht für die meisten Nährstoffbilanzpflichti-
gen zu einer Vereinfachung des Meldeprozesses führt.

Abs. 2
Der Regierungsrat wird ermächtigt, die konkrete Art und Weise der elektronischen Übermittlung
auf Verordnungsstufe zu regeln. Die Umsetzung der elektronischen Mitteilungspflicht für Raufut-
ter soll im Rahmen der bestehenden Systeme erfolgen, weshalb mit keinen zusätzlichen Kosten
zu rechnen ist.

§ 12 Überschrift, Abs. 1 und 2

Abs. 1
Im Rahmen der AP22+ werden die bisher in Art. 73 und Art. 74 LwG enthaltenen Regelungen zu
Biodiversitäts- und Landschaftsqualitätsbeiträgen geändert. Die Regelungen finden sich neu im
angepassten Art. 73 nLwG betreffend Biodiversitätsbeiträge und im neu geschaffenen Art. 76
nLwG betreffend Beiträge für regionale Biodiversität und Landschaftsqualität. Die bisher nach se-
paraten Vorgaben umgesetzten Projekte für die Vernetzung und für die Landschaftsqualität wer-
den damit zusammengeführt. Wie bis anhin finanziert der Bund maximal 90 % der Beiträge und
die Kantone haben die Restfinanzierung sicherzustellen (Art. 76 Abs. 3 nLwG). Die bisher in
Art. 74 LwG enthaltene Regelung betreffend die Landschaftsqualitätsbeiträge wird gestrichen.
Biodiversitäts-, Landschaftsqualitäts- und Ressourceneffizienzbeiträge nach bisherigem Recht
werden nach Inkrafttreten der Änderungen vom 16. Juni 2023 noch während längstens zwei Jah-
ren ausgerichtet (Art. 187e nLwG). Die Detailausgestaltung und Umsetzung der neuen Beiträge
für regionale Biodiversität und Landschaftsqualität sowie der Übergang vom alten zum neuen Re-
gime ist auf Bundesebene noch nicht abschliessend geklärt. Gemäss dem Vernehmlassungsent-
wurf zum Verordnungspaket 2024 ist geplant, dass der neue Beitrag ab 1. Januar 2027 ausge-
richtet wird. Bis dahin werden die laufenden Vernetzungs- und Landschaftsqualitätsprojekte ver-
längert und nach bisherigem Recht bezahlt (BLW, Vernehmlassung Landwirtschaftliches Verord-
nungspaket 2024/Agrarpolitik ab 2022, 24. Januar 2024, S. 15–17). Entsprechend ist mit einer
Übergangsphase von einem Jahr ab dem Zeitpunkt der geplanten Inkraftsetzung des revidierten
LG zu rechnen. Die Anpassungen auf Bundesebene, die noch unklare Detailausgestaltung sowie
die sich abzeichnende Übergangsphase bis zur Umsetzung erschweren die gesetzlichen Anpas-
sungen auf kantonaler Ebene.

Im Rahmen der vorliegenden Revision werden die Regelungen von § 12 und § 12b LG in § 12
nLG zusammengefasst und dort gesamthaft auf die Bundesregelungen in Art. 73 f. und Art. 76
LwG verwiesen. Dies vor dem Hintergrund, dass bis zur definitiven Umsetzung der Bundesrege-
lungen weiterhin Art.  73 und 74 nLG für den Kanton relevant sind. Konkret finden sich aktuell
eine Kofinanzierung von Bund und Kanton in Art. 73 Abs. 3 LwG betreffend Biodiversitätsbei-
träge und in Art. 74 Abs. 3 betreffend Landschaftsqualitätsbeiträge. Art. 76 LwG sieht in der ak-
tuellen Fassung hingegen keine Kofinanzierung durch den Kanton vor. Nach der Übergansphase,
der Inkraftsetzung des neuen Art. 76 nLwG und der damit einhergehenden Aufhebung von
Art. 74 nLwG ist in § 12 nLG jedoch ein Verweis auf Art. 76 nLwG nötig, um die Bundesmittel
betreffend die regionale Biodiversität und Landschaftsqualität auszulösen. Mit der neuen offenen
Ausgestaltung von § 12 nLG sowie der Aufhebung der bestehenden Regelung in § 12b LG wird
entsprechend sichergestellt, dass der Kanton auch zukünftig ergänzende Beiträge zur Erhaltung,
Förderung und Weiterentwicklung vielfältiger Kulturlandschaften und Biodiversitätsprojekten aus-
richten kann, sofern der Bund ebenfalls entsprechende Leistungen vergütet. Dies unabhängig von
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der konkreten Ausgestaltung auf Bundesebene, womit der nahtlose Übergang vom bestehenden
ins neue Recht sichergestellt wird.

Durch Beibehaltung der Regelung, wonach die kantonalen Beiträge höchstens so bemessen wer-
den, dass maximale Bundesleistungen ausgelöst werden können, wird weiterhin sichergestellt,
dass der Kanton nur Leistungen ausrichten wird, sofern der Bund dies auch tut. Die Änderungen
haben mithin keine Ausweitung kantonaler Leistungen zur Folge.

Abs. 2
§ 12 Abs. 2 nLG entspricht dem bisherigen § 12b Abs. 2 LG. Die Verschiebung in § 12 Abs. 2
nLG erfolgt vor dem Hintergrund der vorne dargestellten Anpassungen von § 12 nLG und hat
keine materiellen Folgen.

§12a (neu)

Abs. 1
Gemäss dem landwirtschaftlichen Konzept fördert der Kanton Schwyz naturnahe und ressourcen-
schonende Produktionssysteme zur Erhaltung der ökologischen Leistungen der Schwyzer Land-
wirtschaft. Ebenso sollen Bewirtschaftungs- und Produktionssysteme, welche einen Beitrag zur
Erreichung der Umweltziele Landwirtschaft und der Klimaziele leisten, im Kanton gestärkt wer-
den (Strategischer Schwerpunkt «Förderung naturnaher und ressourcenschonender Produktions-
systeme»). Die Massnahme M 4.5 des landwirtschaftlichen Konzepts sieht die Gewährung von
kantonalen Beiträgen an Beratung und Projekte zur Förderung einer ressourceneffizienten Produk-
tion und klimaschonenden Landwirtschaft vor.

Die Schwyzer Landwirtschaft will und soll sowohl im Bereich des Klimaschutzes als auch der
Klimaanpassung einen Beitrag leisten. Für das Handlungsfeld Landwirtschaft definiert die
EKP23+ verschiedene behördenverbindliche Massnahmen und Empfehlungen, unter anderem be-
treffend die Prüfung der Möglichkeit einer finanziellen Förderung für die schonende Bodenbear-
beitung (KA-LW-3) oder hinsichtlich der Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Förde-
rung eines Ammoniak-Programms (EK-LW-4), bezüglich Vermeidung von Hitzestress (KA-LW-3)
sowie betreffend Trittschäden auf Alpweiden (KA-LW-4).

Klima- und umweltschonende Projekte sind oftmals mit hohen Investitionskosten verbunden.
Mehraufwände, welche durch die umweltschonende Produktion entstehen, werden über den
Marktpreis oft nicht entgolten. Damit sind zukunftsorientierte Projekte für Landwirtschaftsbe-
triebe oftmals nicht tragbar. Die Übernahme von Verantwortung sowie die konsequente Verfolgung
der Ziele aus dem landwirtschaftlichen Konzept und der EKP23+ in der Landwirtschaft bedarf
deshalb einer finanziellen Unterstützung.

Vor diesem Hintergrund erfolgt die Aufnahme der in § 12a nLG vorgesehenen Möglichkeit des
Kantons, in der Landwirtschaft ressourceneffiziente, umwelt- und klimaschonende Projekte oder
Massnahmen sowie Projekte oder Massnahmen im Bereich der Klimaanpassung im Sinne einer
Starthilfe mit einmaligen oder zeitlich begrenzten Beiträgen zu unterstützen. In Betracht fallen
unter anderem die Begleitung bzw. Erarbeitung von Projekten zur Steigerung der Ressourceneffi-
zienz oder zur Förderung einer klimaschonenden Landwirtschaft (z. B. Projekt klimafitte Land-
wirtschaft der Kantone Schwyz, Nidwalden, Uri und Zug), die Unterstützung von weiteren Mass-
nahmen, wie zum ganzheitlichen Wassermanagement, zur Hofdüngerveredlung, zur Förderung an-
gepasster Kulturpflanzen, zum Smart Farming oder für sonstige ressourceneffiziente, landschafts-
verträgliche oder tierfreundliche Bewirtschaftungsmethoden sowie Projekte oder Massnahmen im
Bereich der Klimaanpassung.
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Die Leistungen werden subsidiär, d. h. nur wenn keine anderen gesetzlichen oder anderweitigen
Hilfen zur Verfügung stehen, ausgerichtet. Damit sollen Doppelspurigkeiten mit weiteren Förder-
instrumenten, beispielsweise im Bereich Energie, verhindert werden.

Abs. 2
Die kantonalen Beiträge setzen eine angemessene finanzielle Beteiligung der Trägerschaft voraus,
weshalb der Kanton im Rahmen der verfügbaren Mittel höchsten 50 % der anrechenbaren Kosten
trägt. Ebenso wird zur Bemessung des kantonalen Finanzierungsanteils die erwartete Verbesse-
rung der Umweltwirkung, beziehungsweise die erwartete Anpassung der Landwirtschaft an den
Klimawandel sowie bei Projekten deren regionale Bedeutung berücksichtigt. Als Grundlage für die
Bemessung müssen die Gesuchsteller mit dem Gesuch neben den Projekt- oder Massnahmenkos-
ten deshalb auch die erwartete Wirkung begründet und nachvollziehbar darlegen und ausführen,
inwiefern das Projekt regional von Bedeutung sei.

Die Umsetzung der Massnahme M 4.5 des landwirtschaftlichen Konzepts und die damit einher-
gehenden Beitragsleistungen sollen innerhalb des Voranschlags und Finanzplans kompensiert
werden können.

Die für die Umsetzung der in der EKP23+ vorgesehenen Massnahmen im Bereich der Landwirt-
schaft verursachen zusätzliche Kosten und personellen Aufwand. Diese belaufen sich, ohne die
empfohlenen Massnahmen, auf jährlich Fr. 165 000.-- sowie 130 Arbeitstage (AT) an personel-
lem Aufwand und setzen sich wie folgt zusammen:

Auftrag Zuständigkeit Kosten Ressourcen
EK-LW-1 AFL Fr. 50 000.-- 50 AT/Jahr
EK-LW-2 AFL Fr. 10 000.-- 20 AT/Jahr
EK-LW-3 AFL Fr. 10 000.--

(ohne Coaching)
10 AT/Jahr

KA-LW-1 AFL Fr. 50 000.-- 20 AT/Jahr
KA-LW-2 AFL Fr. 10 000.-- 10 AT/Jahr
KA-LW-3 AFL Fr. 10 000.-- 10 AT/Jahr
EK-GS-4 AFL (+ AFU) Fr. 10 000.--

(= Anteil AFL ½)
10 AT/Jahr

(= Anteil AFL ½)
+ Coaching Fr. 15 000.-- 0 AT/Jahr
Total Fr. 165 000.-- 130 AT/Jahr

Tabelle 1: Kostenfolgen landwirtschaftliche Massnahmen EKP23+

Beim angeführten Coaching-Beitrag handelt es sich um einen Erfahrungswert vom Amt für Um-
welt und Energie, welches aktuell für diese Beratung zuständig ist. Zukünftig wird dieser Aufwand
vom Amt für Landwirtschaft gedeckt.

Zur Umsetzung der Empfehlungen müsste pro Jahr mit Kosten von Fr. 60 000.-- sowie zusätzli-
chen personellen Aufwendungen in der Höhe von 70 Arbeitstagen gerechnet werden. Diese setz-
ten sich wie folgt zusammen:

Auftrag Zuständigkeit Kosten Ressourcen
EK-LW-4 (Empfehlung) AFL Fr. 10 000.-- 30 AT/Jahr
KA-LW-4 (Empfehlung) AFL Fr. 50 000.-- 40 AT/Jahr
Total Fr. 60 000.-- 70 AT/Jahr

Tabelle 2: Kostenfolgen landwirtschaftliche Empfehlungen EKP23+
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Die Empfehlungen werden in der EKP23+ als weniger prioritär eingeschätzt und sollen bei künfti-
gen Überarbeitungsrunden jeweils neu evaluiert werden. Aus diesem Grund ist noch offen, ob der
Kanton aufgrund der Empfehlungen tatsächlich mit Mehrkosten zu rechnen hat, weshalb diese im
Rahmen der vorliegenden Kostenrechnung nicht dazugerechnet werden.

Abs. 3
Der Regierungsrat regelt die Voraussetzungen und Höhe der Beiträge. Dabei kann er gegebenen-
falls auch Pauschalbeiträge vorsehen. Er kann die Beitragsgewährung von Auflagen und Bedin-
gungen abhängig machen.

§ 12b

Die Bestimmung wird aufgehoben. Es wird auf die vorangehenden Ausführungen zu § 12 verwie-
sen.

§§ 13 bis 14a

Es werden lediglich die bisherigen Überschriftsnummerierungen 9. bis 11. angepasst, indem
diese neu zu 11. bis 13 werden.

§ 16 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 (neu)

Abs. 1
Im Rahmen der Umsetzung der AP22+ hat der Bundesgesetzgeber die in Art. 87 ff. LwG enthal-
tenen Regelungen der Strukturverbesserungsbeiträge geändert. Die Zweckbestimmung nach
Art. 87 LwG wurde neu gegliedert und inhaltlich ergänzt. Die im Rahmen der Strukturverbesse-
rungen geförderten Massnahmen wurden bis anhin in verschiedenen Artikeln des 5. Titels des
LwG aufgeführt. Zwecks verbesserter Übersicht legt nun Art. 87a Abs. 1 nLwG neu fest, welche
Massnahmenkategorien mit Strukturverbesserungen unterstützt werden.

§ 16 Abs. 1 LG bildet die Grundlage für die Ausrichtung ergänzender kantonaler Strukturverbes-
serungsbeiträge, welche Voraussetzung für die Ausrichtung von Bundesleistungen sind (Art. 93
Abs. 3 nLwG). Bis anhin wurde in § 16 Abs. 1 LG, mit Blick auf die Liste der unterstützten Mass-
nahmen, auf Art. 93 LwG verwiesen. Aufgrund der Änderung des Bundesrechts ist dieser Verweis
nicht mehr aktuell und muss angepasst werden. Zukünftig wird in § 16 Abs. 1 nLG auf Art. 87 ff.
nLwG verwiesen.

Abs. 2
Die Aufnahme von § 16 Abs. 2 ins teilrevidierte nLG erfolgt im Rahmen der Umsetzung der Mass-
nahme M 2.9 des landwirtschaftlichen Konzepts. Strukturverbesserungsbeiträge werden heute
und auch zukünftig für einzelbetriebliche oder für gemeinschaftliche Massnahmen ausgerichtet
(Art. 87a Abs. 2 nLwG). Anders als es der Name vermuten lässt, können einzelbetriebliche Mass-
nahmen nicht nur von einzelnen, sondern auch von mehreren Betrieben (überbetrieblich) umge-
setzt werden. Die bestehenden Strukturverbesserungsbeiträge für einzelbetriebliche Massnahmen
unterscheiden bei der Bemessung der Beiträge für Investitionen in Maschinen, Geräte und Öko-
nomiegebäude dabei nicht, ob die Investition von einem einzelnen Betrieb oder überbetrieblich
getätigt wird. Entsprechend ist die Unterstützung der überbetrieblichen Investitionen gleich hoch
wie diejenige für Investitionen einzelner Betriebe. Dies obwohl der überbetriebliche Einsatz von
Maschinen, Geräte und Ökonomiegebäude zu einer zusätzlichen Reduktion der Strukturkosten
führt und zudem geeignet ist, den Verbrauch von Land, Energie und Infrastruktur zu vermindern.

Die in § 16 Abs. 2 nLG vorgesehenen kantonalen Zusatzbeiträge an einzelbetriebliche Massnah-
men im Sinne des Bundesrecht, an welchen mindestens zwei Betriebe beteiligt sind, knüpfen an
diese Unterscheidung an. Sie schaffen für die landwirtschaftlichen Betriebe einen Anreiz, um
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überbetrieblich zu investieren und betriebsübergreifend zusammenzuarbeiten und so Grössenef-
fekte zur Senkung der Strukturkosten zu nutzen. In Ergänzung zur bestehenden Förderung wer-
den mit dem neuen Beitrag beispielsweise der gemeinsame Kauf von Maschinen und Gerätschaf-
ten oder der gemeinsame Bau und Betrieb eines Ökonomiegebäudes zusätzlich unterstützt.

Die Ausrichtung der Zusatzbeiträge nach § 16 Abs. 2 nLG erfolgt nur, wenn eine Beitragsleistung
nach § 16 Abs. 1 nLG erfolgt. Die Voraussetzungen für die Beitragsgewährung richten sich im
Übrigen nach der Bundesgesetzgebung für einzelbetriebliche Strukturverbesserungsmassnahmen
(§ 17 LG).

Die Unterstützung überbetrieblicher Investitionen durch einen Zusatzbeitrag erfolgt im Rahmen
des derzeit bestehenden Voranschlags und Finanzplans. Es entstehen keine Mehrkosten, sondern
es wird eine Kostenumlagerung von den Kosten für einzelbetriebliche Massnahmen einzelner Be-
triebe hin zu den Kosten für einzelbetriebliche Massnahmen mehrerer Betriebe erwartet. Der fi-
nanzielle Mehraufwand pro Unterstützung einer überbetrieblichen Investition wird dabei durch
die erwartete geringere Anzahl an Förderbeiträgen für einzelbetriebliche Massnahmen einzelner
Betriebe kompensiert.

Abs. 3
Der bisherige Abs. 2 wird zu Abs. 3.

§ 18 Überschrift, Abs. 5

Aufgrund der neu hinzutretenden Finanzierungsmöglichkeit in § 16 Abs. 2 nLG werden §§ 16 bis
18b nLG zwecks besserer Nachvollziehbarkeit neu strukturiert. Die Überschrift von § 18 LG wird
angepasst und § 18 Abs. 5 LG wird aufgehoben beziehungsweise in § 18b nLG verschoben.

§ 18a (neu)

Die Zusatzbeiträge betragen 50 % des kantonalen Strukturverbesserungsbeitrags nach § 16
Abs. 1 nLG (§ 18a nLG).

§ 18b (neu)

Es wird auf die vorangehenden Ausführungen zu § 18 verwiesen. Materiell erfolgt keine Änderung
an der Höhe der Beiträge zur Wiederherstellung von Unwetterschäden.

§ 19

Die Finanzhaushalte der Bezirke sollen durch die Umsetzung der Massnahme M 2.9 des landwirt-
schaftlichen Konzepts und der damit einhergehenden Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für
kantonale Zusatzbeiträge für überbetriebliche Investitionen im Bereich der Strukturverbesserung
nicht belastet werden. Um dies sicherzustellen, wird in § 19 nLG ergänzend festgehalten, dass
die vorgesehene Beteiligung der Bezirke an den Kosten der Strukturverbesserungsmassnahmen
nicht für die kantonalen Zusatzbeiträge nach § 16 Abs. 2 nLG gilt.

§ 20a (neu)

Abs. 1
Im Rahmen der Strukturverbesserungsmassnahmen unterstützt der Bund Projekte zur regionalen
Entwicklung (PRE) mit Beiträgen (Art. 93 Abs. 1 Bst. c LwG bzw. Art. 87a Abs. 1 Bst. c nLwG).
Der Kanton beteiligt sich ebenfalls mit einem angemessenen Beitrag an solchen PRE (Art. 93
Abs. 3 nLwG, § 16 nLG). Im Kanton Schwyz wurde bis heute lediglich ein PRE umgesetzt, wäh-
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rend das Angebot in anderen Kantonen deutlich öfters genutzt wird. Als ein Grund für das be-
scheidene Interesse an PRE wird der damit verbundene Arbeits- und Finanzaufwand für eine
erste Projektskizze angenommen.

Bei PRE müssen vor einer allfälligen Umsetzung die relevanten Projektgrundlagen erarbeitet wer-
den. In einem ersten Schritt erfolgt deshalb eine Vorabklärung für innovative Projekte. Diese Vor-
abklärungen werden nicht über die Strukturverbesserungsmassnahmen finanziert, sondern vom
Bund gestützt auf Art. 136 Abs. 3bis LwG i. V. m. Art. 11 der Verordnung über die landwirtschaft-
liche und die bäuerlich-hauswirtschaftliche Beratung vom 3. November 2021 (Landwirtschaftsbe-
ratungsverordnung, SR 915.1) unterstützt. Die Finanzhilfen des Bundes belaufen sich auf höchs-
tens 50 % der Kosten für die Vorabklärungen, jedoch maximal Fr. 20 000.-- (Art. 11 Abs. 4
Landwirtschaftsberatungsverordnung).

Mit der Zielsetzung PRE-Projekte im Kanton Schwyz attraktiver zu gestalten, wird in § 20a nLG
die gesetzliche Grundlage für die Ausrichtung ergänzender kantonaler Beiträge an die Kosten der
PRE-Vorabklärungen geschaffen. Die Beiträge werden anders als diejenigen in § 20 LG, a-fonds-
perdu ausgerichtet. Damit erfolgt die Umsetzung der Massnahme M 3.1 des landwirtschaftlichen
Konzepts. Mit Einführung der Unterstützungsmöglichkeit für die PRE-Vorabklärungen kann der
Kanton die Projektinitiatoren zusätzlich finanziell unterstützen, damit sie zur Erarbeitung eines
ersten Konzepts Hilfe bei Fachexperten einholen können. Damit kann die Eintrittsschwelle für
Vorabklärungen bei der Planung eines PRE für Schwyzer Landwirtschaftsbetriebe gesenkt werden.
Der Anreiz für Schwyzer Landwirtschaftsbetriebe steigt, gemeinschaftliche Ideen zur Steigerung
der Wertschöpfung weiterzuverfolgen und vertieft zu prüfen.

Mit der Verwendung des Begriffs der «privaten Trägerschaften» in § 20a Abs. 1 wird festgehalten,
dass Förderbeiträge nach § 20a nLG (abweichend von der Bundesgesetzgebung) nicht an Ge-
meinden oder Bezirke ausgerichtet werden. Die gestützt auf § 20a Abs. 1 nLG ausgerichteten
Kantonsbeiträge sind sodann abhängig von den Bundesleistungen und werden nur ausgerichtet,
wenn der Bund ebenfalls Leistungen erbringt (Bst. a). Entsprechend hat ein Gesuch die Voraus-
setzungen nach Bundesrecht (insbesondere Art. 11 Landwirtschaftsberatungsverordnung) zu ent-
halten, um Beiträge geltend machen zu können. Im Übrigen erfolgt die Beitragsleistung subsidiär
(§ 20a Abs. 1 Bst. b nLG). Dies bedeutet, dass nur Beiträge gesprochen werden, wenn den Ge-
suchstellern (abgesehen von den Bundesleistungen) keine anderen Fördermittel, wie beispiels-
weise im Rahmen der neuen Regionalpolitik (NRP) oder Leistungen der Berghilfe, zur Verfügung
stehen.

Abs. 2
Die Projektträger sollen sowohl bei der Ausrichtung von Bundesbeiträgen als auch beim Erhalt zu-
sätzlicher kantonaler Beiträge grundsätzlich die Hälfte der anfallenden Kosten selber tragen. Ent-
sprechend übernimmt der Kanton lediglich die Differenz zwischen dem ausgerichteten Bundes-
beitrag sowie 50 % der vom Bund festgestellten Kosten der Vorabklärungen. Die Ausrichtung kan-
tonaler Beiträge erfolgt im Rahmen des Voranschlages. Deckt der Bundesbeitrag bereits 50 % der
Kosten der Vorabklärungen, wird kein kantonaler Ergänzungsbeitrag ausgerichtet.

Beispiel: 15 Milchbauern einer Schwyzer Gemeinde schliessen sich zusammen, um für die Pro-
duktion von Schwyzer Käse eine eigene Käserei zu bauen. Die geschätzten Projektkos-
ten betragen insgesamt 5 Mio. Franken. Die Kosten für die Vorabklärungen betragen
Fr. 60 000.--. Dafür wird ein Gesuch beim Bund eingereicht, welcher sich gestützt
auf Art. 11 Landwirtschaftsberatungsverordnung mit dem Maximalbeitrag von
Fr. 20 000.-- an diesen Kosten beteiligt. Der Kanton kann die Differenz zwischen
dem Maximalbeitrag des Bundes (Fr. 20 000.--) und der Grenze von 50 % der Kosten
für die Vorabklärung (Fr. 30 000.--), total Fr. 10 000.--, übernehmen.
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Es wird davon ausgegangen, dass § 20a nLG mit Kosten von geschätzt Fr. 5000.-- pro Jahr ein-
hergeht. Diese können im Rahmen des Voranschlags und Finanzplans gedeckt werden.

§ 21 Überschrift

Die Überschriftsnummerierung wird infolge des neuen § 21a angepasst.

§ 21a (neu)

Abs. 1
Mit Blick auf die künftigen Herausforderungen der Landwirtschaft kommt der Befähigung der Be-
triebsleiter eine sehr hohe Bedeutung zu. Dies gilt speziell für die Bereiche Unternehmensfüh-
rung, Betriebswirtschaft, Innovation und ressourcenschonende Produktion mit einem Fokus auf
den standortangepassten Futterbau und die raufutterbasierte Milch- und Fleischproduktion. Stu-
dien zeigen, dass Landwirtschaftsbetriebe, welche von Personen mit Berufs- oder Meisterprü-
fungsabschluss geführt werden, im Durchschnitt wirtschaftlicher sind und höhere Einkommen er-
zielen (siehe dazu: Markus Lips [Hrsg.], Wirtschaftliche Heterogenität auf Stufe Betrieb und Be-
triebszweig, Agroscope Science Nr. 53/2017). Ebenso entlasten wirtschaftlich sowie produktions-
technisch gut geführte Landwirtschaftsbetriebe die öffentliche Hand. Der Anteil der Betriebslei-
tenden mit einer betriebswirtschaftlichen Weiterbildung ist im Kanton Schwyz jedoch tief. Mit
Blick auf die Weiterbildung wurde im Rahmen der Ausarbeitung des landwirtschaftlichen Kon-
zepts festgestellt, dass seitens der Betriebe eine Hemmschwelle besteht, weil die Ausbildungs-
kosten vorgeschossen werden müssen.

Seit Januar 2018 unterstützt der Bund gestützt auf Art. 56a des Bundesgesetzes über die Be-
rufsbildung vom 13. Dezember 2002 (BBG, SR 412.10) Personen, die sich mit einem Kurs oder
mehreren Kursen auf eine eidgenössische Berufsprüfung bzw. eine eidgenössische höhere Fach-
prüfung vorbereiten. Er übernimmt 50 % der angefallenen Kursgebühren.

In Umsetzung der Massnahme 1.3 «Teilübernahme der Aus- und Weiterbildungskosten» des land-
wirtschaftlichen Konzepts ist in § 21a Abs. 1 nLG vorgesehen, dass der Kanton sich an den Kos-
ten von Kursen, die auf landwirtschaftliche eidgenössische Berufsprüfungen oder eidgenössische
höhere Fachprüfungen vorbereiten, beteiligt. Die Ausrichtung solcher Weiterbildungsbeiträge er-
folgt in Ergänzung der bestehenden Bundesleistungen nach Art. 56a BBG (§ 21a Abs. 1 Bst. a
nLG). Dies bedeutet, dass für eine Beitragsleistung jeweils eine Zahlungsverfügung des Bundes
vorliegen muss.

Art. 56a Abs. 3 BBG überträgt dem Bundesrat die Kompetenz, die Voraussetzungen für die Bei-
tragsberechtigung, den Beitragssatz sowie die anrechenbaren Kursgebühren festzulegen, was er in
Art. 66c BBV geregelt hat. Demnach wird für die Beitragsleistung des Bundes vorausgesetzt, dass
ein vorbereitender Kurs auf eine eidgenössische Prüfung absolviert wird, dass der gewählte Kurs
im Jahr des Kursbeginns auf der Liste der vorbereitenden Kurse steht, dass der Gesuchsteller die
Kursgebühren bezahlt hat, dass die eidgenössische Prüfung absolviert wurde und, dass der Ge-
suchsteller Wohnsitz in der Schweiz hat.

Voraussetzung für eine Beitragsleistung des Kantons ist zusätzlich, dass der vorbereitende Kurs
im Interesse des Kantons ist (§ 21a Abs. 1 Bst. b nLG). Mit Beiträgen unterstützt werden sollen
nur Kurse, die auf landwirtschaftsrelevante eidgenössische Berufsprüfungen oder eidgenössische
höhere Fachprüfungen vorbereiten. Welche Kurse diese Voraussetzung erfüllen, präzisiert der Re-
gierungsrat in der Vollzugsverordnung. Zu denken ist dabei insbesondere an die Abschlüsse «Be-
triebsleiter Landwirtschaft mit eidgenössischem Fachausweis» (Betriebsleiterschule/BLS 1),
«Meisterlandwirt» (Betriebsleiterschule/BLS 2) und «Bäuerin, diplomierte» (Bäuerin mit höherer
Fachprüfung). Aufbauend auf der landwirtschaftlichen Grundausbildung wird in der BLS 1 Wis-
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sen in den Bereichen Produktionstechnik, Betriebswirtschaft, Marketing und Personalführung ver-
mittelt. In der BLS 2 erfolgt anschliessend die Wissensvermittlung betreffend Betriebsstrategien
und Unternehmensführung. Nach dem Abschluss der Grundausbildung Bäuerin mit Fachausweis,
ist die zweite Stufe der höheren Berufsbildung «dipl. Bäuerin» die höhere Fachprüfung. Bildungs-
inhalte der zu absolvierenden Module sind die Führung und die strategische Weiterentwicklung
eines Betriebszweigs und des Gesamtbetriebs, die Finanzierung, das Marketing, die Agrarpolitik
sowie Rechtsfragen.

Ergänzend dazu wird auf Kantonsebene für den kantonalen Beitrag vorausgesetzt, dass der Ge-
suchsteller Wohnsitz im Kanton Schwyz hat (§ 21a Abs. 1 Bst. c nLG) und die eidgenössische
Prüfung erfolgreich abschliesst (§ 21a Abs. 1 Bst. d nLG).

Die neue Regelung zielt darauf ab, Bewirtschafter zu motivieren, sich nebst der Grundausbildung
auch betriebswirtschaftlich und produktionstechnisch vertieft weiterzubilden, um ihre Betriebe
langfristig wirtschaftlich zu führen, ihre Einkommen aus der Landwirtschaft zu fördern und damit
auf lange Sicht die öffentliche Hand zu entlasten. Mit den kantonalen Förderbeiträgen stärkt der
Kanton das produktionstechnische und unternehmerische Know-how und leistet dadurch langfris-
tig einen Beitrag zur Verbesserung der Einkommen aus der Landwirtschaft.

Eine ähnliche Regelung findet sich bereits heute im Kanton Bern, welcher eine kantonale Zusatz-
pauschale für vorbereitende Kurse auf eidgenössische Prüfungen mit erhöhtem öffentlichem Inte-
resse des Kantons Bern ausrichtet (Art. 91 der Berner Verordnung über die Berufsbildung, die
Weiterbildung und die Berufsberatung vom 9. November 2005 [BerV, BSG 435.111]).

Abs. 2
Der Kanton entschädigt im Rahmen des Voranschlags 20 % der anrechenbaren Weiterbildungs-
kosten gemäss Bundesrecht. Als anrechenbar gilt gemäss Bundesrecht nur der Anteil der Kursge-
bühren, der unmittelbar der Wissensvermittlung für die eidgenössische Berufsprüfung oder die
eidgenössische höhere Fachprüfung dient. Nicht als anrechenbar gelten namentlich Spesen für
Reisen, Verpflegung und Übernachtung (Art. 66f Abs. 3 Verordnung über die Berufsbildung vom
19. November 2003 [BBV, SR 412.101]). Ebenfalls nicht angerechnet werden die Kosten für die
Prüfungsgebühren.

Die anrechenbaren Kosten nach Bundesrecht betragen für einen BLS 1-Kurs Fr. 10 240.-- und
für einen BLS 2-Kurs Fr. 5740.--. Die anrechenbaren Kosten für den Kurs Bäuerin mit höherer
Fachprüfung betragen Fr. 12 000.--. Der Kanton übernimmt jeweils 20 % der anrechenbaren
kosten und somit Fr. 2048.-- (BLS 1), Fr. 1148.-- (BLS 2) oder Fr. 2400.-- (Bäuerin mit höherer
Fachprüfung) pro Kurs. Es wird erwartet, dass jährlich Gesuche für die Unterstützung von 20
BLS 1 und 10 BLS 2-Kursen sowie von 6 Kursen Bäuerin mit höherer Fachprüfung eingereicht
werden. Damit hat die Einführung von §21a nLG jährlich Kosten in der Höhe von rund
Fr. 70 000.-- zur Folge.

§ 24

Nach geltendem § 24 LG beurteilt das Verwaltungsgericht Beschwerden gegen Verfügungen der
Bewilligungsbehörden gemäss Art. 90 Bst. a des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht
vom 4. Oktober 1991 (BGBB, SR 211.412.11). Dieser kantonale Verweis auf das bäuerliche Bo-
denrecht beinhaltet Verfügungen:

– zu Bewilligungen von Ausnahmen vom Zerstückelungs- und Realteilungsverbot (Art. 60
BGBB);

– zur Verweigerung des Erwerbs (Art. 63 BGBB);
– zu Ausnahmen vom Prinzip der Selbstbewirtschaftung (Art. 64 BGBB);
– zum Erwerb durch das Gemeinwesen (Art. 65 BGBB).
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Nicht berücksichtigt wurde im Verweis von § 24 LG auf die Feststellungsverfügung gemäss
Art. 84 BGBB. In deren Rahmen kann, wer ein schutzwürdiges Interesse hat, von der Bewilli-
gungsbehörde unter anderem feststellen lassen, ob ein landwirtschaftliches Gewerbe oder Grund-
stück dem Realteilungsverbot, dem Zerstückelungsverbot, dem Bewilligungsverfahren oder der
Belastungsgrenze unterliegt oder ob der Erwerb eines landwirtschaftlichen Gewerbes oder Grund-
stücks bewilligt werden kann.

Solche Feststellungsverfügungen sind oftmals inhaltlich ähnlich ausgestaltet, wie die vorgenann-
ten. Soweit nichts Anderes geregelt ist, ist eine solche Verfügung jedoch gemäss § 44 ff. des Ver-
waltungsrechtspflegegesetzes vom 6. Juni 1974 (VRP, SRSZ 234.110) beim Regierungsrat anzu-
fechten.

Im erläuternden Bericht (RRB Nr. 1088/2002, S. 20) zur derzeit geltenden Fassung von § 24 LG
äusserte sich der Gesetzgeber dahingehend, dass gegen Verfügungen der Bewilligungsbehörde
wie bisher beim Verwaltungsgericht Beschwerde erhoben werden könne. Unklar ist, ob damit
auch Feststellungsverfügungen gemeint waren oder nicht.

Da Feststellungsverfügungen oftmals inhaltlich vor einer eigentlichen Bewilligung beantragt wer-
den, um sich Klarheit über die Rechtslage zu verschaffen, erscheint eine Ungleichbehandlung der
Rechtsuchenden als nicht gerechtfertigt. Eine Angleichung der Rechtsmittelinstanzen erscheint
sinnvoll. Aus diesem Grund wird in § 24 nLG neu allgemein festgehalten, dass das Verwaltungs-
gericht kantonale Beschwerdeinstanz im Sinne von Art. 90 Bst. f BGBB sei. Im Übrigen bleibt die
Bestimmung gleich.

§ 32a (neu)

Abs. 1
Als Amtshilfe wird unter anderem die Bekanntgabe von Personendaten einer Behörde an ein an-
deres öffentliches Organ bezeichnet, wenn Letzteres diese Informationen für die Erfüllung seiner
Aufgaben benötigt.

Das Amt für Landwirtschaft ist in vielen Bereichen auf die Informationen anderer Amtsstellen und
Behörden und entsprechend auf Amtshilfe angewiesen. In der Praxis zeigt sich, dass das Amt
teilweise Mühe hat, die notwenigen Informationen von anderen Amtsstellen zu erhalten. Um die
Qualität von Kontrollen und Verwaltungsverfahren zu erhöhen und den gesetzlichen Aufgaben
vollumfänglich nachkommen zu können, ist es wichtig, dass die zuständige kantonale Amtsstelle
andere Amtsstellen und Behörden jederzeit um Amtshilfe ersuchen kann oder diese dem zustän-
digen Amt unaufgefordert relevante Informationen melden können.

Art. 184 LwG regelt zwar bereits die Amtshilfe unter Behörden im Bereich der Landwirtschaft.
Diese Bestimmung ermöglicht jedoch gemäss den Gesetzgebungsmaterialien einzig die Amtshilfe
auf Ersuchen zwischen dem BLW und den übrigen Schweizer Behörden (BBl 2012 2075, S.
2271). Die Amtshilfe zwischen den Behörden des Kantons und der Gemeinden wird davon nicht
erfasst. Eine diesbezügliche Regelung findet sich im LG aktuell nicht. Lediglich § 20 VRP enthält
eine Regelung zur Rechtshilfe zwischen den Behörden, allerdings gilt auch das Amtsgeheimnis.
Um Klarheit zu schaffen, wird in §32a nLG eine Bestimmung für den Austausch von Daten ge-
schaffen. Neu wird für den Fachbereich der Landwirtschaft ausdrücklich festgehalten, dass die
Behörden des Kantons und der Gemeinden sich gegenseitig unterstützen und alle für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben notwendigen Informationen austauschen können.

Abs. 2
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Zum Zweck der Amtshilfe gemäss § 32a Abs. 1 nLG können Daten, einschliesslich besonders
schützenswerter Personendaten gegenseitig mittels einer gesicherten Datenverbindung elektro-
nisch übermittelt oder in einem automatisierten Abrufverfahren zugänglich gemacht werden. Der
Regierungsrat kann den Einsatz eines gemeinsamen Informationssystems oder von kompatiblen
und verschlüsselten Datenträgern vorschreiben, deren Projektierung und Betrieb sich im Übrigen
nach dem E-Government-Gesetz vom 22. April 2009 (SRSZ 140.600) richtet.

§ 32b (neu)

Abs. 1
Mit dieser Bestimmung wird sichergestellt, dass die zuständigen Behörden und Amtsstellen an
die nötigen Daten der Steuerbehörden gelangen. Die Steuerbehörden sind verpflichtet, die für
den Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen sowie Daten zur
Verfügung zu stellen. Das zuständige Amt ist beispielsweise im Rahmen der Prüfung, ob der
Übergangsbeitrag gemäss Art. 94 bis 96 DZV zu begrenzen ist oder ob das Investitionsvorhaben
tragbar ist, angewiesen auf die Informationen der Steuerverwaltung über das steuerbare Einkom-
men, das Gesamteinkommen und das steuerbare Vermögen des jeweiligen Bewirtschafters; Anga-
ben zu Gewinn und Kapital eines betroffenen landwirtschaftlichen Betriebs oder zu diesbezügli-
chen Schätzungsverfügungen und Projektschätzungen. Für den Vollzug der Landwirtschaftsge-
setzgebung und den diesbezüglichen Datenaustausch relevant sind zudem, aber nicht aus-
schliesslich, Art. 18, 27 und 35 der Verordnung über die Strukturverbesserungen in der Landwirt-
schaft vom 2. November 2022 (SVV, SR 913.1) und Art. 3 DZV. Neben Vermögen sowie steuer-
barem Einkommen sind diesbezüglich unter anderem auch Angaben zu den Kapitalverhältnissen
einer AG, GmbH oder Kommandit-AG, beispielsweise betreffend die Aufteilung von landwirt-
schaftlichen und nicht landwirtschaftlichen Aktiven und Passiven relevant. Die Informationen
sind in der Regel jeweils für das letzte oder die letzten zwei rechtskräftig veranlagten Jahre von
Relevanz, sofern diese maximal vier Jahre zurückliegen, andernfalls ist auf die provisorisch veran-
lagten Jahre abzustützen.

Abs. 2
Die Daten können elektronisch zur Verfügung gestellt werden oder von den Behörden und Amts-
stellen in automatisierter Form abgerufen werden.

§ 32c (neu)

Direktzahlungen können gekürzt oder verweigert werden, wenn der Gesuchsteller oder die Gesuch-
stellerin das LwG, das LG, deren Ausführungsbestimmungen oder die gestützt darauf erlassenen
Verfügungen verletzt (Art. 170 Abs. 1 LWG; § 33 LG). Kürzungen und die Verweigerung bei allen
Direktzahlungsarten sind auch bei Nichteinhaltung der für die landwirtschaftliche Produktion
massgebenden Bestimmungen der Gewässerschutz-, der Umweltschutz- und der Tierschutzge-
setzgebung oder bei Verletzung von Vorschriften im Bereich der Direktzahlungen und des Pflan-
zenbaus möglich (Art. 170 Abs. 2bis und 3 LwG).

Voraussetzung für entsprechende Kürzungen ist, dass das zuständige Amt von rechtskräftig fest-
gestellten Verstössen der Direktzahlungsempfänger Kenntnis erhält. In den vergangenen Jahren
hat sich in der Praxis gezeigt, dass entsprechende Verfügungen oder Urteile dem Amt für Land-
wirtschaft nur auf Anfrage zugestellt werden. Hat das Amt für Landwirtschaft keine Kenntnis über
eine allfällige Verurteilung bzw. Verletzung der genannten Vorgaben, kann keine Kürzung der Di-
rektzahlungen erfolgen. Bisher sah sich das zuständige Amt gezwungen, die Informationen über
allfällige Verstösse und Verurteilungen über § 98 Bst. b des Justizgesetzes vom 18. November
2009 (JG, SRSZ 231.110) zu beschaffen. Diese Regelung sieht vor, dass die Justizbehörden eid-
genössische, kantonale oder ausländische Behörden über ihre Verfahren informieren, soweit diese
zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe auf die Information angewiesen sind und das öffentliche
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Interesse an der Information gegenüber den Persönlichkeitsrechten der Parteien überwiegt. Be-
troffene sind nachträglich zu orientieren. Entsprechend musste in diesen Fällen von der verfügen-
den Behörde immer eine Interessenabwägung erfolgen, ob die Verfügungen oder Urteile dem Amt
für Landwirtschaft bekannt gegeben werden dürfen. Zusätzlich konnten nur diejenigen Verfügun-
gen oder Urteile angefordert werden, über deren Erlass das zuständige Amt bereits anderweitig
informiert worden ist.

§ 98 Bst. a JG sieht die Möglichkeit vor, dass die Justizbehörden die eidgenössischen, kantona-
len oder ausländischen Behörden über ihre Verfahren informieren, soweit sie gesetzlich dazu ver-
pflichtet sind. Mit § 32a nLG wird eine entsprechende gesetzliche Verpflichtung geschaffen, wel-
che die Mitteilung einer Verurteilung von Amtes wegen festlegt. Damit werden die kantonalen
Justizbehörden verpflichtet, eine Verurteilung von Amtes wegen dem zuständigen Amt mitzutei-
len, welches anschliessend gestützt darauf die Kürzung und Verweigerung von Direktzahlungen
prüfen und gegebenenfalls verfügen kann.

§ 34 Überschrift, Abs. 1 bis 4

Abs. 1
Im Rahmen der vorliegenden Revision werden die gesetzlichen Grundlagen für verschiedene kan-
tonale Fördermöglichkeiten geschaffen. Um sicherzustellen, dass die zugesprochenen Mittel für
den angestrebten Zweck eingesetzt werden, wird § 34 LG umformuliert. In Ergänzung zu den be-
stehenden Rückerstattungstatbeständen (§ 34 Abs. 1 und 2 LG) wird in § 34 Abs. 1 nLG festge-
halten, dass eine Rückerstattung zu erfolgen hat, wenn Grundstücke, Werke und Anlagen sowie
landwirtschaftliche Gebäude, die mit Kantonsbeiträgen unterstützt worden sind, in ihrem land-
wirtschaftlichen Zweck entfremdet oder gewinnbringend veräussert werden (§ 34 Abs. 1 Bst. b
nLG). Die Rückerstattungspflicht von Bundesbeiträgen ergibt sich direkt aus Art. 102 f. LwG.

Abs. 2
Neu ist vorgesehen, dass Beiträge bei grober Vernachlässigung der Bewirtschaftung oder des Un-
terhalts (§ 34 Abs. 2 Bst. a nLG) oder bei unsachgemässer Pflege (§ 34 Abs. 2 Bst. b nLG) vom
Empfänger zurückgefordert oder verrechnet werden können. § 34 regelt in seinem Kern dasselbe,
was bisher unter anderem bereits aufgrund von Art. 102 f. und Art. 171 LwG gilt. Die neu expli-
zite Ausgestaltung führt jedoch zu einer Klärung und Präzisierung der diesbezüglichen kantonalen
Rechtslage.

Abs. 3
§ 34 Abs. 3 nLG wird an die Ergänzungen von § 34 Abs. 1 und 2 nLG angepasst.

Abs. 4
§ 34 Abs. 4 LG wird im Rahmen der Umgestaltung von § 34 nLG aufgehoben und in § 34a
Abs. 2 nLG verschoben.

§ 34a (neu) b) Rückforderung und Subrogation

Abs. 1
Das zuständige Amt, mithin das Amt für Landwirtschaft, entscheidet, ob die geleisteten Beiträge
ganz oder teilweise zurückzuerstatten sind (§ 34a Abs. 1 Bst. a nLG) oder auf eine Rückforderung
aufgrund fehlender Verhältnismässigkeit oder aus anderen wichtigen Gründen verzichtet wird
(§ 34a Abs. 1 Bst. b nLG). Diese Bestimmung ermöglich dem zuständigen Amt beispielsweise
Ausnahmen vom Zweckentfremdungs- und Veräusserungsverbot zu bewilligen, wenn wichtige
Gründe vorliegen oder eine Rückerstattung aus anderen wichtigen Gründen nicht angezeigt er-
scheint. Dies könnte beispielsweise der Fall sein, wenn ein Veräusserungsgewinn gar nicht unmit-
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telbar auf Subventionsmassnahmen zurückzuführen ist. Es entscheidet, ob die geleisteten Bei-
träge ganz oder teilweise zurückzuerstatten sind oder ob auf eine Rückerstattung verzichtet wird
(§ 34a Abs. 1 Bst. a nLG).

Mit Blick auf die Bundesbeiträge wird in § 34a Abs. 1 nLG sodann neu explizit die Zuständigkeit
der Bewilligung von Ausnahmen vom Zweckentfremdungs- und Zerstückelungsverbot gemäss
Art. 102 Abs. 3 LwG geregelt.

Abs. 2
§ 34a Abs. 2 nLG entspricht dem bisherigen § 34 Abs. 4 LG.

§ 38a und und II.

Das Gesetz über die Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berggebieten vom 13. Mai 1981
(GVWB, SRSZ 390.300) regelt die Massnahmen zur Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berg-
gebieten und bildete die rechtliche Grundlage zur Ausrichtung diesbezüglicher kantonaler Bei-
träge. Für die Abgrenzung der Berggebiete war der eidgenössische landwirtschaftliche Produkti-
onskataster wegleitend, wobei Gemeinden oder Gemeindeteile mit städtischem Charakter nicht
zum Berggebiet gehörten (§ 6 GVWB i. V. m. Art. 2 des Bundesgesetzes über die Verbesserung
der Wohnverhältnisse in Berggebieten vom 20. März 1970 [VWBG, SR 844]). Die Zusicherungen
solcher Kantonsbeiträge war zeitlich befristet (§ 7 GVWB, siehe auch: BBl 2003 6591, AS 2007
5765). Per Ende 2007 hat sowohl der Kanton als auch der Bund das Programm nicht weiter ver-
längert. Die letzten gestützt auf das GVWB zugesprochenen Beiträge wurden vom Kanton Schwyz
im Jahr 2011 ausbezahlt.

§ 6 GVWB erklärt die Vorschriften des Bundesrechts auch für die Kantons- und Bezirksbeiträge
als analog anwendbar. Gemäss Art. 13 VWBG sind ausgerichtete Bundesbeiträge unter gewissen
Umständen zurückzuerstatten. Insbesondere besteht eine Rückerstattungspflicht, wenn ein Ob-
jekt, für das Finanzhilfe gewährt wurde, innerhalb von 20 Jahren nach der Auszahlung der Bei-
träge (bei Akontozahlungen nach der Schlusszahlung) seinem Zweck entfremdet wird oder wenn
die Liegenschaft in dieser Frist mit Gewinn die Hand ändert (Art. 13 Abs. 2 VWBG). Diese Rück-
erstattungspflicht gilt aufgrund von § 6 GVWB analog auch für die ausgerichteten Beiträge des
Kantons und der Bezirke. Da die letzten Beiträge gestützt auf das GVWB im Jahr 2011 ausgerich-
tet worden sind, gibt es auch heute Objekte, für welche die Vorgaben zur Rückerstattungspflicht
noch von Relevanz sind. Im Übrigen haben die Bestimmungen des GVBW seit der Beendigung
des Programms im Kanton Schwyz keine Bedeutung mehr und kommen nicht mehr zur Anwen-
dung, weshalb die Ausserkraftsetzung des GVWB geprüft wurde.

Aufgrund des weiterhin geltenden Zweckentfremdungsverbots und der möglichen Rückerstat-
tungspflichten hätte eine vollständige Ausserkraftsetzung des GVBW eine Änderung der materiel-
len Rechtslage und einen Rechtsverlust für den Kanton zur Folge. Dies ist nicht gewollt. Vielmehr
soll der in § 6 GVWB enthaltene Verweis auf das Bundesrecht auch weiterhin zur Anwendung
kommen, sodass nicht nur Bundesbeiträge, sondern auch Kantons- und Bezirksbeiträge zurückge-
fordert werden können. Um trotzdem eine Vereinfachung der Gesetzgebung zu erreichen und die
nicht mehr anwendbaren Paragraphen aufzuheben, wird das GVWB aufgehoben und die noch an-
wendbaren Regelungen in die zeitlich befristete Übergangsbestimmung in § 38a nLG überführt.
Materiell wird damit eine blosse Vereinfachung und keine Änderung der Rechtslage bezweckt. Der
Verweis auf die sinngemässe Anwendung des VWBG und dessen Vollzugsverordnung wird zeitlich
beschränkt bis zu deren Aufhebung spätestens aber per 31. Dezember 2041. Letztere Beschrän-
kung erfolgt vor dem Hintergrund, dass die letzten gestützt auf das GVWB zugesprochenen Bei-
träge vom Kanton Schwyz im Jahr 2011 ausbezahlt wurden. Entsprechend hat insbesondere, aber
nicht ausschliesslich, die Regelung betreffend die 20-jährige Pflicht zur Zweckerhaltung bis min-
destens Ende 2031 zu gelten. In Anbetracht der in Art. 14 Abs. 1 VWBG vorgesehenen absoluten
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Verjährungsfrist (mit Ausnahme von Art. 14 Abs. 2 VWBG betreffend die strafrechtliche Verjäh-
rung) von zehn Jahren, erscheint es angemessen die in § 38a nLG vorgesehene Übergangsbestim-
mung bis spätestens 31. Dezember 2041 zu befristen.

6. Auswirkungen

6.1 Finanzielle Auswirkungen

Betreffend die Kosten der Änderungen des LG wird auf die Ausführungen bei den Erläuterungen
der einzelnen Bestimmungen verwiesen.

Als Folge der AP22+ sowie der Umsetzung des landwirtschaftlichen Konzepts auf Gesetzesstufe
ist mit folgenden Mehraufwendungen für den Kanton zu rechnen:

Änderung nLG Jährliche Kosten
§ 6 – Innovationsförderung und Selbsthilfe (Fr. 120 000.--)
§ 10 – Alpwirtschaft Fr. 25 000.--
§ 11 – Pflanzenschutz Fr. 20 000.--
§ 20a – Ergänzende Beiträge an PRE-Vorprojekte Fr. 5 000.--
§ 21a – Beiträge an landwirtschaftliche Weiterbildung Fr. 70 000.--
Total (mit § 6) Fr. 240 000.--
Total (ohne § 6) Fr. 120 000.--

Tabelle 3: Kosten LG Revision aufgrund der AP22+ und des landwirtschaftlichen Konzepts

Keine Mehrkosten entstehen durch die Neuregelung der Mitteilungspflicht für Raufutter in § 11a
nLwG. Die kantonalen Kosten für die in § 12 nLG vorgesehene Kofinanzierung der Beiträge für
regionale Biodiversität und Landschaftsqualität verändern sich durch die Zusammenführung von
§ 12 LG und § 12b LG nicht. Auch die Anpassung des Gesetzesverweises in § 16 Abs. 1 nLG be-
treffend die Kofinanzierung der Strukturverbesserungsbeiträge von Bund und Kanton sowie die
Verschiebung von § 18 Abs. 5 LG in § 18b nLG haben keine direkten finanziellen Folgen. Die
Aufnahme von § 16 Abs. 2 und von § 18a ins revidierte LG führt nicht zu Mehrkosten, sondern zu
einer blossen Umlagerung bestehender finanzieller Mittel. Die übrigen Anpassungen in den §§ 1,
24, 32a bis 32c 34, 34a und 38a nLG haben keine direkten Kostenfolgen.

Im Rahmen der Umsetzung des Massnahmenpakets betreffend die Unterstützung der Struktur-
und Einkommensentwicklung des landwirtschaftlichen Konzepts (Massnahmen M 2.4 – 2.6 und
M 2.8) erfolgte eine Anpassung der in der LV geregelten kantonalen Anforderungen im Bereich
der Strukturverbesserungsmassnahmen (RRB Nr. 941/2022). Die Änderungen traten per 1. Ja-
nuar 2023 in Kraft. Aufgrund dieser neu höheren Anforderungskriterien (Mindesteinkommen je
SAK, Versicherungsberatung und abgeschlossene Weiterbildung) wird davon ausgegangen, dass
jährlich ein bis zwei Projektträger weniger einen Antrag auf Strukturverbesserungsbeiträge einrei-
chen werden. Die Kosten eines Strukturverbesserungsprojekts betragen im langjährigen Schnitt
rund Fr. 100 000.--. Entsprechend führt die erfolgte Änderung der LV im jährlichen Mittel zu
Einsparungen von Fr. 150 000.--. In diesem Umfang sind die jährlichen Mehrkosten aufgrund
der AP22+ und des landwirtschaftlichen Konzepts durch die Höhe des derzeit bestehenden Bud-
gets gedeckt. Die Anpassungen in § 6 nLG betreffend die Wertschöpfungsinitiative schaffen zu-
dem keine zusätzliche gesetzliche Ausgabenkompetenz, sondern sind lediglich präzisierender Na-
tur. Die mit der geplanten Förderung von Wertschöpfungsinitiativen einhergehenden Mehrkosten
sind deshalb nicht direkte Folge der Teilrevision des LG.
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Die Teilrevision des LG hat somit im Rahmen der Anpassung an das Bundesrecht und in Umset-
zung des landwirtschaftlichen Konzepts keine kantonalen Mehraufwendungen, sondern Einspa-
rungen in der Höhe von rund Fr. 30 000.-- zur Folge. Wird der geplante Aufwand für die in Zu-
sammenhang mit § 6 LG geplante Anpassung der LV hinzugerechnet, sind zusätzliche Kosten von
maximal Fr. 90 000.-- zu erwarten (Mehrausgaben von Fr. 240 000.-- abzüglich der erwarteten
Einsparungen von Fr. 150 000.--).

Als Folge der Umsetzung der behördenverbindlichen EKP23+ kommen im Rahmen der vorliegen-
den Teilrevision, zusätzlich zu den oben dargestellten Mehrkosten, jährliche Aufwendungen im
Umfang von Fr. 165 000.-- auf den Kanton zu.

Änderung nLG Jährliche Kosten
§ 12c – Ressourceneffiziente, umwelt- und klimaschonende Landwirt-
schaft

Fr. 165 000.--

Total Fr. 165 000.--

Tabelle 4: Kosten LG Revision aufgrund der EKP23+

6.2 Personelle Auswirkungen

Als Folge der AP22+ sowie der Umsetzung des landwirtschaftlichen Konzepts auf Gesetzesstufe
sind keine personellen Auswirkungen zu erwarten. Die zusätzlichen personellen Aufwände, welche
sich durch die Betreuung von Vorabklärungen für Projekte regionaler Entwicklung (§ 20a nLG)
oder Wertschöpfungsinitiativen (§ 6 LG) ergeben, werden durch die Aufwandminderung aufgrund
der bundesrechtlichen Zusammenlegung der Landschaftsqualitäts- und Biodiversitätsbeiträgen
(§ 12 nLG) sowie im Bereich der Nährstoffbilanz (§11a nLG) ausgeglichen. Im Rahmen der Digi-
talisierungsstrategie des Amts für Landwirtschaft kann zudem weiterer zusätzlicher Arbeitsauf-
wand, welcher einige Massnahmen mit sich bringen, durch administrative Vereinfachungen einge-
spart werden. Das Controlling von Massnahmen wie der Förderung herbizidloser Sanierungsmass-
nahmen auf Alpen (§ 10 LG) oder der Beiträge zur Verbesserung der Wertschöpfung führt das
Amt bereits heute schon aus. Dasselbe gilt für die Anordnung und Entschädigung von Massnah-
men im Pflanzenschutz (§ 11 nLG). Im Rahmen der Anpassungen bei den Strukturverbesserun-
gen (§ 16 ff. nLG) wird kein personeller Mehraufwand erwartet. Insbesondere die Ausrichtung der
Zusatzbeiträge nach § 16 Abs. 2 nLG kann im Rahmen der bisherigen ordentlichen Gesuchsab-
wicklung erfolgen.

Personelle Auswirkungen sind im Rahmen der Umsetzung der EKP23+ zu erwarten. Die Realisie-
rung der dort im Bereich der Landwirtschaft vorgesehenen Massnahmen (ohne Empfehlungen)
führt jährlich zu einem Mehraufwand von maximal 130 Arbeitstagen. Diese Aufwendungen laufen
gemäss der EKP23+ über die ordentlichen Budgets der jeweiligen Ämter und sind im Finanzplan
eingestellt.

6.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Die Vorlage wirkt sich auf verschiedenen Ebenen positiv auf die lokale Wirtschaft aus. Durch die
Umsetzung der Massnahmen des landwirtschaftlichen Konzepts im Bereich der Wertschöpfung,
profitiert die Wirtschaft, da neue landwirtschaftliche Produkte sowie mehr und gezielte Vermark-
tung von regionalen Produkten innerhalb des Kantons angestrebt werden. Die angestrebte Sen-
kung von Produktionskosten führt zudem zu wettbewerbsfähigeren Betrieben. Die Weiterführung
der bereits aktuell vorgesehenen Entschädigung der Auswirkungen von behördlich angeordneten
Pflanzenschutzmassnahmen führt dazu, dass sich die Möglichkeit hoher Kosten im Ereignisfall
nicht abschreckend auf den Anbau potenziell betroffener Kulturen auswirkt. Gleichzeitig setzt die
Aussicht auf eine Entschädigung für die Folgen von Pflanzenschutzmassnahmen einen Anreiz,
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dass meldepflichtige Schadorganismen gemeldet werden. Dies ist gesamtwirtschaftlich von gros-
ser Bedeutung, da bei Ausbreitung gewisser besonders gefährlicher Schadorganismen in der
Schweiz gewisse Pflanzen plötzlich nicht mehr angebaut werden können. Ebenso wird das Risiko
verringert, dass im Falle eines Schädlingsbefalls ein Betrieb aufgrund der damit einhergehenden
Kosten in seiner Existenz bedroht wird. Die Ausrichtung von Weiterbildungsbeiträge an Kurse, die
auf landwirtschaftsrelevante eidgenössische Berufsprüfungen oder eidgenössische höhere Fach-
prüfungen vorbereiten, bezweckt, dass Landwirtschaftsbetriebe wirtschaftlicher geführt werden
und dass das Einkommen in der Landwirtschaft erhöht wird. Dies wirkt sich positiv auf die ge-
samte kantonale Wirtschaft aus.

6.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die gestützt auf den bestehenden § 6 LG geplante Unterstützungsmöglichkeit von Wertschöp-
fungsinitiativen hilft dabei, die Landwirtschaft und die Bevölkerung zu verbinden, indem letztere
vermehrt regional einkaufen kann. Durch innovative Projekte wird zudem das Bild der Landwirt-
schaft in der Gesellschaft positiv verändert und das Verständnis zwischen Landwirtschaft und Ge-
sellschaft wird verbessert.

6.5 Auswirkungen auf die Umwelt

Die Massnahmen welche durch die Umsetzung des landwirtschaftlichen Konzepts sowie der
EKP23+ eingeführt werden, haben eine positive Wirkung auf die Umwelt. Die Förderung regiona-
ler Produkte und Vermarkung hat eine positive Auswirkung, indem bei lokaler Lebensmittelkonsu-
mation Transporte und damit CO2 eingespart werden kann. Durch die Unterstützung herbizidloser
Sanierungsmassnahmen auf Alpen wird der Einsatz von Herbiziden verringert. Dies wirkt sich so-
wohl aus Sicht der Biodiversität als auch des Ökosystemschutzes positiv auf das wichtige Alpöko-
system aus. Aus Umweltsicht hervorzuheben ist insbesondere die geplante Einführung der Förde-
rung der ressourceneffizienten, umwelt- und klimaschonenden Landwirtschaft (§ 12c nLG). Dies
ermöglicht unter anderem die CO2-neutrale Energieproduktion zu fördern oder den Ausstoss von
klimawirksamen Gasen durch effizientere Produktion oder durch entsprechende Fütterungszu-
sätze zu senken.

6.6 Auswirkungen auf die Bezirke und Gemeinden

Durch Teilrevision des LG fällt bei den Gemeinden kein zusätzlicher Aufwand an. Die Gemeinden
profitieren aber indirekt von der wirtschaftlichen Stärkung der Landwirtschaftsbetriebe und dem
Ausbau der regionalen Wertschöpfungskette.

Dasselbe gilt auch für die Bezirke. Gemäss §19 LG richtet der Bezirk bei Strukturverbesserungs-
massnahmen einen Beitrag aus, welcher einem Drittel der Leistungen des Kantons entspricht. Die
in § 16 Abs. 2 nLG vorgesehene Ausweitung der Strukturverbesserungsbeiträge an einzelbetriebli-
che Massnahmen, an welchen mehrere Betrieben beteiligt sind, haben hingegen keine Auswir-
kungen auf die Bezirke. Dies wird in § 19 Abs. 2 nLG explizit festgehalten.

7. Behandlung im Kantonsrat und Referendum

7.1 Ausgabenbremse

Beim vorliegenden Beschluss handelt es sich nicht um eine Ausgabenbewilligung. Für die
Schlussabstimmung gilt das einfache Mehr gemäss § 87 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Kan-
tonsrates vom 17. April 2019 (GOKR; SRSZ 142.110).

7.2 Referendum
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Gemäss §§ 34 Abs. 2 und 35 der Kantonsverfassung vom 24. November 2010 (KV,
SRSZ 100.100) unterstehen:
a) Erlass, Änderung und Aufhebung von Gesetzen;
b) internationale und interkantonale Vereinbarungen mit Gesetzesrang;
c) Ausgabenbeschlüsse über neue einmalige Ausgaben von mehr als 5 Mio. Franken und Ausga-

benbeschlüsse über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 500 000.--;
dem obligatorischen oder fakultativen Referendum.

Der vorliegende Beschluss hat den Erlass oder die Änderung oder Aufhebung eines Gesetzes zum
Gegenstand und unterliegt somit bei Zustimmung von weniger als drei Viertel der an der Schluss-
abstimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsrates, dem obligatorischen oder bei Zustim-
mung von drei Viertel und mehr der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsra-
tes, dem fakultativen Referendum.

Beschluss des Regierungsrates

1. Dem Kantonsrat wird beantragt, die beiliegende Vorlage anzunehmen.

2. Zustellung: Mitglieder des Kantonsrates.

3. Zustellung elektronisch: Mitglieder des Regierungsrates; Gerichte, Staatsschreiber; Sek-
retariat des Kantonsrates; Departemente; Amt für Landwirtschaft, Amt für Umwelt und Energie.

Im Namen des Regierungsrates:

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber


